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1 Zusammenfassung und Fazit 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40°% 

im Vergleich zum Jahr 1990 zu reduzieren. Ausgehend von rund 1.250 Mt CO2-äq. im 

Jahr 1990 dürfen 2020 maximal 750 Mt CO2-äq. jährlich emittiert werden. Bis 2012 

konnten die Emissionen um rund 25 % reduziert werden. Berechnungen des Projekti-

onsberichts (2015) der Bundesregierung erwarten mit den bis Mitte 2014 beschlosse-

nen Maßnahmen eine Absenkung um lediglich 32 bis 35 % bis 2020.1 Es besteht somit 

eine Deckungslücke von 5 bis 8°% oder etwa 62,5 bis 100 Mt CO2-äq.. In Anbetracht 

der im Projektionsbericht gegenüber den aktuellen Entwicklungen abweichenden 

Prognosen zum Rückbau von Kohlekraftwerken sowie Preisentwicklungen beim Emis-

sionshandel, die sich ebenfalls auf den Betrieb der Kraftwerke auswirken, gehen die 

Autoren von einer korrigierten Deckungslücke von 82 bis 120 Mt CO2-äq. aus. 

Zur Schließung der Lücke hat die Bundesregierung im Dezember 2014 das Aktions-

programm Klimaschutz 2020 (APK 2020) beschlossen. Dessen Maßnahmen sollen 62 

bis 78 Mt CO2-äq. zusätzlich jährlich einsparen. Hinzu kommen weitere Einsparungen 

aus dem Emissionshandel und dem Ausbau der Erneuerbaren Energien.  

Die folgende Studie geht den Fragen nach, inwieweit die gewählten Instrumente im 

Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 geeignet sind, die Minderungsziele in den kom-

menden 4 Jahren tatsächlich zu erreichen und welche Ansatzpunkte bestehen, um die 

Maßnahmen wirkungsvoller gestalten zu können.  

Im Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass die gewählten Maßnahmen per se zu-

meist notwendig sind und zu THG-Einsparungen beitragen können. Aber in der 

Summe sind sie nicht ausreichend, um die in dieser Studie abgeschätzte maximale 

Maßnahmenlücke von bis zu 82 Mt CO2-äq.
2
 schließen zu können. (vgl. Tabelle 1-1) 

Sorge muss bereiten, dass ein nicht unerheblicher Teil der beschlossenen Maßnah-

men bereits jetzt zeitlich verzögert oder noch nicht begonnen worden ist und somit 

auch die Minderungswirkung bis 2020 deutlich geringer ausfallen dürfte. Bei indirekten 

Anreizen wie Förderprogrammen ist der Umfang des Minderungserfolgs in der Regel 

kaum verlässlich zu prognostizieren. Auch das trägt zu Unsicherheiten über die Ziel-

                                            

1  Ein aktualisierter Projektionsbericht von September 2016 bezieht die Maßnahmen des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 

mit ein und kommt zu entsprechend anderen Abschätzungen. Im Kontext dieser Studie wird auf die Datengrundlage vor 

dem APK 2020 rekurriert, da sie erstens, Basis für das Programm war und zweitens, um eine unabhängige Betrachtung der 

beschlossenen Maßnahmen und ihres Minderungspotentials vorzunehmen. 

2  Ermittelt aus der Differenz der maximalen „korrigierten Deckungslücke“ von rd. 120 Mt CO2 und dem geringsten CO2-Minde-

rungspotenzial von 38 Mt CO2 bei Umsetzung der zusätzlichen Maßnahmen. 
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erreichung bei. Daher werden basierend auf den Analysen dieser Studie folgende Ab-

schätzungen zur Bandbreite der Emissionsminderung der einzelnen Maßnahmen vor-

genommen: 

Tabelle 1-1 Neubewertung der CO2-Minderungspotenziale der im APK 2020 und NAPE hinterleg-
ten Maßnahmen 

Quellsektor Maßnahme  CO2-Minderungs-
potenzial (min) 

[Mt CO2-äq.] 

CO2-Minderungs-
potenzial (max) 

[Mt CO2-äq.] 

Stromerzeugung 
und Endenergie-
verbrauch (ohne 
Raumwärme und 
Warmwasser) 

EEG 0 0 

Sicherheitsreserve 03 12,5 

KWKG 0 4 

Emissionshandel 0 0 

NAPE 10,81 12,31 

Zusätzliche stromsei-
tige Maßnahmen 

2 5,5 

Verkehr Einsatz Erd- und Flüs-
siggas 

0,25 0,25 

Einsatz elektrische An-
triebe 

0 0,7 

energieeffiziente Nutz-
fahrzeuge 

1 1,5 

Rad- und Fußverkehr 0,5 0,8 

LKW-Maut 1 2 

Stärkung Schienengü-
terverkehr 

1,5 1,8 

klimafreundlicher Per-
sonalverkehr 

0 1 

klimafreundliche Mobi-
lität Bundesverwaltung 

0,15 0,3 

regionale Wirtschafts-
kreisläufe 

0 0 

betriebliches Mobili-
tätsmanagement 

0,25 0,25 

kraftstoffsparendes 
Fahren 

0,4 0,8 

internationaler Seever-
kehr 

0 0 

                                            

3  Emissionszertifikate der stillzulegenden Kraftwerke werden nicht gelöscht. Es stellen sich darüber hinaus Fragen der (voll-

umfänglichen) Zusätzlichkeit der Maßnahme 
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Wärmebereit- 
stellung Gebäude 

Strategie klimafreundli-
ches Bauen und Woh-
nen 

5,7 10 

Effizienzmaßnahmen 2,6 5 

Landwirtschaft Düngemittelverord-
nung 

5,8 5,8 

Ökolandbau 0,3 0,55 

Dauergrünland 1 2 

Schutz der Moorböden 1,5 3,4 

Abfallwirtschaft und 
Abwasserbehandlung 

2,35 4,35 

Industrielle, nicht-ener-
getische Emissionen 

0,6 0,6 

 rd. 38 75 

 

Aufgrund der Ungewissheit zur künftigen Entwicklung und entsprechend zahlreichen 

Annahmen im Projektionsbericht sowie den Ungewissheiten bezüglich der Realisie-

rung der Maßnahmen ist eine Einschätzung des tatsächlichen Emissionsminderungs-

bedarfs durchaus schwierig. Eine zu optimistische Herangehensweise erscheint unter 

Berücksichtigung der langen Verweildauer von klimaschädlichen Gasen in der Atmo-

sphäre und der Notwendigkeit, spätere Maßnahmen in einer noch kürzeren Frist um-

setzen zu müssen, als wenig ratsam. Daher müssen bereits jetzt ambitioniertere Maß-

nahmen ergriffen werden.  

Sowohl im bislang vernachlässigten Verkehrssektor, aber auch bei der Industrie sind 

noch Effizienzpotenziale vorhanden. Auch bei der Raumwärme gibt es noch erhebliche 

Potenziale, die mit entsprechenden Investitionen gehoben werden können. Hinsicht-

lich der verbleibenden Zeit bis 2020 und des Gesamtpotenzials bietet der Stromsektor 

mit die interessantesten (und wohl auch kostengünstigsten) Optionen an. 

Der Stromsektor ist für beinahe 34 % der gesamten Treibhausgasemissionen in der 

Bundesrepublik verantwortlich. Mit dem Ausbau der Erneuerbaren Energien im 

Stromsektor wird bereits seit vielen Jahren die Transformation eingeleitet, so dass be-

reits ein Teilersatz für die mit fossilen Brennstoffen betriebenen Kraftwerke besteht. Es 

ist daher nicht nachvollziehbar, dass trotz der vielen Anstrengungen für eine regene-

rative Vollversorgung der Rückbau fossiler Anlagen so zögerlich angegangen wird. Mit 

dem „Klimabeitrag“ existierte ein Vorschlag, der viele Probleme, u.a. freiwerdende 

Emissionsberechtigungen, gelöst hätte. Allerdings war er politisch nicht durchsetzbar 

gewesen. Die jetzige Lösung zur Einsparung von rund 22 Mt CO2 verteilt sich stattdes-

sen auf eine Sicherheitsreserve, Anreize im KWKG sowie derzeit nur teilweise spezi-

fizierte Stromeffizienzmaßnahmen in verschiedenen Sektoren. Ob die Maßnahmen 
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zur gewünschten Senkung führen, darf angezweifelt werden, nicht zuletzt, weil die 

Emissionsberechtigungen der Braunkohlekraftwerke, die in die Sicherheitsbereitschaft 

überführt werden, nicht gelöscht werden und somit anderen Emittenten zur Verfügung 

stehen.  

Um die Klimaschutzziele sicher zu erreichen und Deutschlands Rolle im internationa-

len Klimaschutz wieder zu stärken, wäre es angebracht, die Maßnahmen entspre-

chend dem ungünstigsten Fall der möglichen Zielverfehlung auszurichten. Eine ambi-

tionierte und stetige Emissionsminderung ist für die Umwelt, die Bürger und die Unter-

nehmen kalkulierbarer als im Fall einer Zielverfehlung erneut kurzfristig neue Maßnah-

men entwickeln zu müssen. Ambitioniertere Maßnahmen sollten nach unserem Erach-

ten den Ausbau von erneuerbaren Energien und KWK sowie den Rückbau emissions-

intensiver Stromerzeugungsanlagen, insbesondere Braunkohle, unterstützen und be-

schleunigen. Zu letzterem Punkt regen wir an, einen Fahrplan für den Kohleausstieg 

auf den Weg zu bringen und gesetzlich festzuschreiben. Parallel dazu sind Emissions-

berechtigungen, die von den über das Ausstiegsgesetz ausscheidenden Kraftwerken 

nicht mehr nachgefragt werden, den Märkten zu entziehen. Hierzu könnte das Cap 

angepasst und Deutschland ab der vierten Emissionshandelsperiode eine reduzierte 

Zuteilung erhalten. 

Für die weiteren Emissionssektoren lassen sich die folgenden Feststellungen treffen: 

Im Bereich der Energieeffizienz können die gewählten Instrumente durchaus zu Emis-

sionsminderungen führen. Doch sie verbleiben zu sehr im gleichen, „weichen“ Instru-

mententypus von Beratung und Förderung, die in der Vergangenheit nur mäßige Er-

folge zu verzeichnen hatten. Dies gilt auch für den Verkehrssektor, der seit 2010 jähr-

lich mehr Treibhausgase emittierte. In beiden Sektoren wären vor allem ordnungspo-

litische Ansätze zu stärken und deren Umsetzung wirkungsvoll zu kontrollieren.  

Für alle Effizienzbereiche im Stromsektor gilt genau wie für den Ausbau der erneuer-

baren Energien, dass die erzielten Einsparungen nur voll wirken können, wenn fossile 

Stromerzeuger in gleichem Umfang ihre Erzeugung drosseln müssen.  
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2 Einleitung 

2.1 Ausgangssituation 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 % 

im Vergleich zum Jahr 1990 zu reduzieren. Ausgehend von rund 1.250 Mt CO2-äq. in 

1990 dürfen in 2020 maximal rund 750 Mt CO2-äq. pro Jahr emittiert werden, wenn das 

nationale Ziel erreicht werden soll. Bis 2015 konnten die Emissionen um rund 27 % 

auf etwa 908 Mt CO2-äq. reduziert werden.4  

Die Bundesregierung erwartet auf der Basis der Berechnungen des Projektionsbe-

richts (2015) durch die bis Mitte 2014 beschlossenen Maßnahmen eine Absenkung 

um lediglich 32 - 35 % bis 2020. Es besteht somit eine Deckungslücke von 5-8 % oder 

etwa 62,5 bis 100 Mt CO2-äq..  

In ihrem Koalitionsvertrag haben CDU, CSU und SPD festgeschrieben, dass Maßnah-

men zur Energiewende und zum Klimaschutz gleichrangig zu Umwelt- und Klimaas-

pekten auch Kosteneffizienz, Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit beachten 

müssen (Bundesregierung 2013, S. 38). Potenziale zur Erreichung des Klimaschutz-

ziels, die diesen Anforderungen genügen, bestehen nach Aussage der Bundesregie-

rung in allen Sektoren und sollen zur Erreichung der klimapolitischen Ziele 2020 mit 

Hilfe des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 gehoben werden.  

Aufgrund dieser Projektion und unter Beachtung dieser Vorgaben des Koalitionsver-

trags hat die Bundesregierung bereits im Dezember 2014 das Aktionsprogramm Kli-

maschutz 2020 (APK 2020) sowie den Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz 

(NAPE) auf den Weg gebracht. Mit den darin enthaltenen Maßnahmen sollen 62 bis 

78 Mt CO2-äq. zusätzlich bis 2020 jährlich eingespart werden.  

Die nachfolgend beschriebenen Maßnahmen wurden in zwei Dialogprozessen mit den 

Ländern, kommunalen Spitzenverbänden und gesellschaftlichen Akteuren im Juni und 

September 2014 erarbeitet. (BMUB 2014, S. 17) 

                                            

4  Umweltbundesamt (2016); http://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen , Stand 

27.07.2016 
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Tabelle 2-1 zentrale zusätzliche Maßnahmen des APK 2020 

Zentrale politische Maßnahmen 

Beitrag zur THG- 

Emissionsminderung  

[in Mt CO2-äq.] 

NAPE 25,0 – 30,0 

Strategie „klimafreundliches Bauen und Wohnen“ 1,5 – 4,7 

Maßnahmen im Verkehrssektor 7,0 – 10,0 

Industrie, GHD, Abfallwirtschaft, Landwirtschaft 6,6 – 11,3 

Reform des Emissionshandels k.A. 

Weitere Maßnahmen im Stromsektor 22 

Summe 62 - 78 

 

Es bleibt fraglich, ob die gewählten Instrumente im Aktionsprogramm Klimaschutz 

2020 ausreichen werden, um die Minderungsziele in den kommenden vier Jahren tat-

sächlich zu erreichen. Weiter ist unklar, wie die ggf. verbleibende Lücke von 22 – 38 Mt 

CO2-äq. gefüllt werden könnte, wenn die tatsächliche Lücke 100 Mt CO2-äq. beträgt. 

Denn selbst wenn 78 Mt CO2-äq. als zusätzlicher Minderungsbeitrag erbracht würden, 

bliebe in diesem Fall noch eine Lücke von 22 Mt CO2-äq. offen. 

2.2 Fragestellung und methodisches Vorgehen 

Mit dieser Studie soll bewertet werden, ob die neu geplanten Maßnahmen und der 

tatsächliche Umsetzungsstand dieser Maßnahmen in der Lage sind, die Klimaschutz-

lücke zu schließen. Grundlage bilden das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 sowie 

der Projektionsbericht5 2015 der Bundesregierung. Im Projektionsbericht werden der 

aktuelle Umsetzungsstand der bis Ende August 2014 neu eingeführten Maßnahmen, 

sowie mögliche Emissionsminderungen aus dem Emissionshandel, dem Ausbau Er-

neuerbarer Energien, sowie der KWK und dem übrigen fossilen Kraftwerkspark be-

                                            

5  Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) hatte ein Forschungskonsortium mit 

der Entwicklung eines Szenarios für die Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland für den Zeitraum 2005 bis 

2035 beauftragt. Das so genannte „Mit-Maßnahmen“-Szenario (MMS) diente als Grundlage für den Projektionsbericht 2015. 

Im MMS enthalten sind alle bis zum 31. August 2014 in den verschiedenen Sektoren neu eingeführten oder maßgeblich 

geänderten klima- und energiepolitischen Maßnahmen. Das im Dezember 2014 beschlossene Aktionsprogramm Klima-

schutz 2020 sowie der Nationale Aktionsplan Energieeffizienz sind darin noch nicht enthalten. 
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rücksichtigt. Im September diesen Jahres hat die Bundesregierung einen aktualisier-

ten Projektionsbericht vorgelegt, der auch die Maßnahmen des APK und den Be-

schluss zur sogenannten „Sicherheitsbereitschaft“ für Braunkohlekraftwerke vom Juli 

2015 beinhaltet. Dieses aktualisierte Szenario bezieht sich auf die kumulierten Effekte 

für die Sektoren. Im Klimaschutzbericht der Bundesregierung, der für November 2016 

erwartet wird, müssen die einzelnen Maßnahmen genauer aufgeschlüsselt werden.  

Unsere Analyse beruht ebenfalls auf der Betrachtung der einzelnen Maßnahmen des 

APK. Der Projektionsbericht aus dem Jahr 2015 (Mit-Maßnahmen-Szenario, MMS) bil-

det den Stand vor Verabschiedung des APK, des NAPE und der „Sicherheitsbereit-

schaft“ ab. Dieser Stand beziehungsweise das entsprechenden Szenario ist daher die 

Ausgangsbasis, um zu einer unabhängigen und möglichst realistischen Abschätzung 

des Minderungsbeitrags der zusätzlichen Maßnahmen (APK inklusive NAPE, Sicher-

heitsbereitschaft) bis 2020 zu kommen. 

Unsere Analyse der Wirksamkeit des Aktionsprogramms Klimaschutz und der weite-

ren Maßnahmen seit November 2014 baut auf folgenden drei Schritten auf:  

Zunächst werden die im Projektionsbericht 2015 unterstellten Entwicklungen und Wir-

kungen von politischen Maßnahmen und den jeweils zu Grunde liegenden wissen-

schaftlichen Annahmen analysiert, die zu einer Minderung der Treibhausgase beitra-

gen. Dabei werden die Veränderungen, die in den Modellen bis zum Jahr 2020 erge-

ben, herausgearbeitet. Den Vergleichswert bildet das im Bericht verwendete Basisjahr 

2012.  

Die Effekte der im Projektionsbericht berücksichtigten Maßnahmen werden im Rah-

men der Szenarioanalyse für die vom Kyoto-Protokoll erfassten Treibhausgase (THG) 

Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Lachgas (N2O), teilfluorierte Kohlenwasserstoffe 

(HFKW), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW) und Schwefelhexafluorid (SF6) er-

fasst und nach den Quellsektoren Energie, Industrieprozesse Produktverwendung, 

Landwirtschaft und Abfallwirtschaft ausgegeben. Der Quellbereich Landnutzungsän-

derungen und Forstwirtschaft wurde im Projektionsbericht nicht berücksichtigt. (UBA 

2015, S. 15) 

In diesem Kontext werden in dieser Studie - sofern vorliegend - neue Erkenntnisse zu 

spezifischen Emissionsmengen und Effizienzgewinnen ergänzt, die nach dem Redak-

tionsschluss des Projektionsberichts eingetreten sind. Dabei werden auch neue recht-

liche Rahmenbedingungen, wie sie, u.a. durch das KWKG 2016, EEG 2017 sowie das 

StromMarktG gesetzt werden, berücksichtigt.  

In einem zweiten Schritt werden die zusätzlichen Maßnahmen des APK 2020 und des 

NAPE unter Berücksichtigung aktueller Entwicklungen und Kenntnisse in Bezug auf 
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weitere Beiträge in den Sektoren ergänzt. Es wird dargelegt, welche Maßnahmen be-

reits umgesetzt und welche noch offen sind. Wo möglich erfolgt eine Bewertung der 

einzelnen Maßnahmen. 

Die sich aus den Bewertungen ergebenden Treibhausgas-Einsparpotenziale werden 

in einem dritten Schritt addiert und abschließend der Lücke gegenübergestellt.  

Die Bewertung aller Maßnahmen orientiert sich wie das APK 2020 am sog. „Quellprin-

zip“, welches auch im Rahmen der internationalen Treibhausgasberichterstattung üb-

lich ist und auch im Projektionsbericht angewendet wurde6. Bei der Anwendung des 

Quellprinzips ist jedoch zu beachten, dass sich emissionsmindernde Maßnahmen in 

anderen Sektoren ggf. in der Energiewirtschaft auswirken. Die Anwendung des Prin-

zips bedeutet, dass beispielsweise Effizienzmaßnahmen bei elektrischen Geräten in 

den Verbrauchersektoren Haushalte, Gewerbe/Handel/Dienstleistungen, Verkehr und 

Industrie emissionsseitig dem Energiesektor zugeordnet werden. (BMUB 2014, S. 14). 

Sinkt z.B. der Stromverbrauch in den privaten Haushalten, so sinken auch die Emissi-

onen aus der Stromerzeugung. Es ist daher nicht immer einfach, bei der Betrachtung 

von Effekten aus treibhausgasmindernden Maßnahmen Doppelzählungen zu vermei-

den. Somit ergibt sich folgende sektorale Unterteilung: 

 

Tabelle 2-2 Sektordefinition nach Quellprinzip und Anteil der CO2-Emissionen je Sektor (in Pro-
zent) im Jahr 2014 

Sektor- 

bezeichnung 

Anteil an CO2-
Emissionen7  

(in %) 

Erläuterung zu den jeweils erfassten Emissionen 

Energiewirtschaft 39 Öffentliche Strom- und Wärmeversorgung, einschließlich 

Erdgasverdichter 

Industrie 20,5 Verbrennungsprozesse und Eigenstromversorgung des pro-

duzierenden Gewerbes sowie Emissionen aus Industriepro-

zessen 

Haushalte 9,6 Verbrennungsprozesse in privaten Haushalten (im Wesentli-

chen Brennstoffe für Raumwärme, Kochen und Warmwas-

ser) 

Verkehr 18 Kraftstoffverbrennung im Verkehr auf Straßen, Schienen, 

Wasserwegen und nationale Luftfahrt (ohne Baumaschinen) 

                                            

 

7  Auf Basis Umweltbundesamt 2015, Nationale Treibhausgas-Inventare 1990. bis 2013 und Zeitnahprognose für 2014 

(Stand: 03/2015). Im Folgenden meinen CO2-Emissionen immer CO2-Äquivalente 
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Gewerbe, Handel, 

Dienstleistungen 

3,8 Verbrennungsprozesse in Gewerbe, Handel, Dienstleistun-

gen (im Wesentlichen Brennstoffe für Raumwärme, Kochen 

und Warmwasser) 

Landwirtschaft 7,7 Emissionen aus Tierhaltung, Düngemittelmanagement und 

landwirtschaftlichem Kraftstoffeinsatz 

übrige 1,4 Abfallwirtschaft (im wesentlichen Deponiegas), Abwasser-

wirtschaft 

Quelle: in Anlehnung an BMUB (2014, S. 15) 

 

Tabelle 2-2 und die darauf aufbauende Abbildung 2-1 zeigen, dass in der Energiewirt-

schaft der höchste Anteil an CO2-Emissionen bezogen auf alle Sektoren in Deutsch-

land zu verzeichnen ist. Hier bestehen große Minderungspotenziale. Weitere hohe 

Minderungspotenziale wurden durch verschiedene Studien in den Sektoren Industrie, 

Haushalte (Wohngebäude) und Verkehr identifiziert.  

 

 

Abbildung 2-1 Anteile der Quellsektoren an den gesamten Emissionen im Jahr 2014 

Quelle: in Anlehnung an BMUB (2014, S. 15) 
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Nachfolgend werden die Maßnahmen im Einzelnen - entsprechend dem Quellprinzip 

den Sektoren zugeordnet - skizziert und die erwarteten Emissionsminderungsbeiträge 

bei Umsetzung dargestellt. Maßnahmen wie den Emissionshandel, die nicht spezifisch 

einer Quelle zugeordnet werden können, werden separat dargestellt. Insofern die 

Wirksamkeit einer Maßnahme in Frage zu stellen ist, wird dies kommentiert.  

Im Anschluss werden die zentralen politischen Maßnahmen zusammengefasst und 

bewertet und, soweit möglich, hinsichtlich ihrer Wirksamkeit quantifiziert. 
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3 Trendentwicklung mit den aktuell geltenden Maßnahmen  

Im Folgenden werden für jeden Emissionssektor die auf einer Reihe von Annahmen 

erwarteten Effekte der bereits bestehenden Maßnahmen aus dem Mit-Maßnahmen-

Szenario (MMS) des Projektionsberichts 2015 herausgearbeitet. Diese werden er-

gänzt um aktuelle Entwicklungen sowie geplante zusätzliche Maßnahmen aus dem 

Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 und die jeweils daraus resultierenden Treibhaus-

gas-Emissionsminderungen. 

3.1 Quellsektor Energiewirtschaft: Stromerzeugung  

Die Auswirkungen von Einzelmaßnahmen verschmelzen im MMS mit den unterstellten 

Rahmendaten zum demografischen Wandel, Preisentwicklungen für Primärenergie 

und Treibhausgas-Emissionsberechtigungen. So kann durch die eingesetzten Modelle 

lediglich die Gesamtwirkung abgeschätzt werden. Zwar werden im Projektionsbericht 

auch Abschätzungen dahingehend unternommen, welche THG-Emissionen zu erwar-

ten wären, wenn sich der Ausbau von EE und KWK auf Grundlage älterer Finanzie-

rungsmechanismen weiterentwickelt hätte und der Emissionshandel nicht existieren 

würde, doch kann ohne Nutzung des gleichen Modells nicht abgeschätzt werden, was 

sich durch die neuen Maßnahmen ändern sollte. In dieser Studie können lediglich die 

von der Bundesregierung getroffenen Annahmen aus heutiger Perspektive betrachtet 

und bewertet werden, ob sich bereits anderweitige Entwicklungen abzeichnen.  

3.1.1 Erneuerbare Energien  

Ausgangslage MMS: Ausgangsjahr der Modellierung ist das Jahr 2012 mit einem Net-

tostromerzeugung von 140 TWh. Davon werden 51 TWh durch Windanlagen, jeweils 

26 TWh aus PV- und Biogasanlagen, 22 TWh aus Wasserkraft und 15 TWh aus Bio-

massekraftwerke erzeugt. (UBA 2015, S. 86) Die Grundlage für die Entwicklung der 

künftigen Stromerzeugung im Bereich erneuerbare Energien bildeten das EEG 2014 

(Stand Juli 2014) sowie das KfW-Programm Offshore Windenergie. 

Erwartete Entwicklung im MMS: Es wird unterstellt, dass sich der EE-Ausbau entspre-

chend der anvisierten Ausbaupfade entwickelt8. Der PV-Zubau fällt mit jährlich 2 GW 

netto niedriger als der anvisierte durchschnittliche Zubau von 2,5 GW netto aus. Bei 

den im Modell unterstellen Vollbenutzungsstunden ergibt sich für das Jahr 2020 eine 

Nettostromerzeugung aus EE von 242 TWh. Die größten Strommengen werden dabei 

durch Wind mit 131 TWh und durch PV mit 41 TWh erzeugt. (UBA 2015, S. 86). Die 

                                            

8  Hierbei dienen die von den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) unterstellten installierten Leistungen, die im Rahmen der 

EEG-Umlageermittlung für das Jahr 2015 abgeschätzt wurden, als Ausgangswert. 
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wesentlichen CO2-Minderungswirkungen innerhalb des Quellsektors Energiewirtschaft 

im Zeitraum 2015 bis 2020 gehen in den Szenarienberechnungen des Projektionsbe-

richts mit 38 Mt CO2 auf das EEG zurück. 

Aktuelle Entwicklungen: Im Vergleich zu 2014 hat die Bruttostromerzeugung aus EE 

um rund 15 % zugenommen und liegt im Jahr 2015 bei 187,4 TWh. (AGEB 2016) Die 

gesamte Bruttostromerzeugung in Deutschland hat dagegen nur um rund 4 % zuge-

nommen. (BMWi 2016, Tab. 22)  

Mit der nun erfolgten Novellierung des EEG ergeben sich Änderungen bei den anvi-

sierten Ausbaupfaden. Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die Ände-

rungen der Zielkorridore für die einzelnen Technologien.  

 

Tabelle 3-1 Gegenüberstellung der Ausbaukorridore EEG 2014 und EEG 2017 

Technologie EEG 2014 EEG 2017 

Wind on-shore 2.400 – 2.600 MW netto 2017 bis 2019: 2.800 MW/ a - brutto 

ab 2020: 2.900 MW/ a - brutto 

Wind off-shore Zubau an inst. Leistung von Windenergieanlagen auf See auf 

a) 6.500 Megawatt im Jahr 2020 und 
b) 15.000 Megawatt im Jahr 2030. 

Photovoltaik 2.400 – 2.600 MW netto 2.500 MW brutto 

Biomasse ≤ 100 MW brutto jährlicher Brutto-Zubau an inst. Leistung von 
Biomasseanlagen von 

a) 2017 bis 2019: 150 MW/ a 
b) 2020 bis 2022: 200 MW/ a 

 

Mit dem EEG 2017 haben sich einige Anpassungen gegenüber dem EEG 2014 erge-

ben, von denen erwartet wird, dass sie den Zubau in einigen Bereichen verringern 

könnten. Das EEG 2017 visiert höhere jährliche Leistungszubauten an, allerdings be-

ziehen sich die Angaben nun statt auf den Netto- auf einen Bruttozubau. Der Brutto-

zubau erfasst alle Neuanlagen, auch wenn diese ausgediente Altanlagen ersetzen. 
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Der auch im EEG 2017 unterstellte Nettozubau von 2.500 MW/a9 wird dabei allerdings 

unterschritten.  

Zudem soll der Ausbau von Windenergieanlagen in windstarken Regionen zeitweilig 

begrenzt werden. Begründet wird dies mit Netzengpässen, die Übertragungsnetzbe-

treiber und Bundesnetzagentur sind für die Umsetzung zuständig. In diesen Gebieten 

wird der Zubau auf 58 % des durchschnittlichen Zubaus in den letzten drei Jahren 

begrenzt. Der Zubau bezieht sich lediglich auf die Leistung, d.h., dass die Gesamtleis-

tung pro Jahr insgesamt ausgeschrieben wird, es aber zu einer Umverteilung zwischen 

den Regionen kommt. Dies führt zu einer nicht bezifferbaren, aber eher sehr geringen, 

Senkung der WEA-Stromeinspeisung. 

THG-Emissionsminderung: Die Auswirkungen sind für das Jahr 2020 voraussichtlich 

noch nicht relevant.  

Bewertung: Die durch den Ausbau der EE verdrängten Strommengen aus mit fossilen 

Energien befeuerten Kraftwerken führen zu einem zunehmenden Export. Die Verdrän-

gung trifft Kraftwerke im In- und Ausland mit vergleichsweise hohen Grenzkosten, wie 

z.B. Gasturbinen (vgl. Kap. 3.1.2). Durch den zunehmenden Export verharren die 

Emissionen der Stromerzeugung seit 2010 auf dem Niveau von 315 bis 330 Mt CO2-

äq./a trotz erheblichem Zubau an EE. (UBA 2016a, S. 7) Ein zusätzlicher Klimaschutz-

effekt des EEG 2017 gegenüber dem EEG 2014 ist nicht zu erwarten. 

Aufgrund der Deckelung des onshore-Windenergieausbaus auf einen Bruttowert sind 

negative Effekte der EEG-Reform, die durch ein zunehmendes Repowering entstehen 

können, voraussichtlich erst nach 2020 sichtbar. Die ersten Effekte der Neuregelungen 

des EEG 2017 werden sich jedoch schon ab 2019 zeigen, wobei die Effekte für den 

Klimaschutz bis 2020 schwer abschätzbar sind. Insofern wird hier angenommen, dass 

sich das EEG 2017 nicht zusätzlich negativ auf das Erreichen des Klimaziels 2020 

auswirkt - allerdings auf das Ziel für 2030 und danach. 

3.1.2 Fossile Stromerzeugung 

Ausgangslage MMS: Ausgangsjahr der Modellierung ist das Jahr 2012 mit einer Net-

tostromerzeugung von 447 TWh bei einer Emissionsmenge von 371 Mt CO2. Aufgrund 

des Einsatzes von Kraft-Wärme-Kopplung sowie einem Einsatz der Brennstoffe auch 

zum Spitzenwärmeausgleich ist eine vollständige Zuordnung zur Stromerzeugung 

nicht möglich. Innerhalb des Projektionsberichts werden von der Gesamtnettostromer-

zeugung im Jahr 2012 148 TWh (175 Mt CO2) durch Braunkohle, 107 TWh (107 Mt 

                                            

9  Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien und zu weiteren 

Änderungen des Rechts der erneuerbaren Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2016), vom 08.06.2016, S. 276: 

„Zu § 46a EEG 2016, Absatz 1“ 
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CO2) durch Steinkohle, 94 TWh aus Atomkraft, 75 TWh (45 Mt CO2) aus Erdgas und 

23 TWh (44 Mt CO2) aus sonstigen Energieträgern erzeugt. (UBA 2015, S. 86, 2015, 

S. 89) 

Erwartete Entwicklung im MMS: Der Ausbau der Erzeugung auf Basis fossiler Ener-

gieträger und Abfall wird modellendogen ermittelt. Das Verhalten der Investoren wird 

auf Grundlage einer „perfekten Vorausschau“ der kommenden Entwicklungen sowie 

auf Grundlage der nicht vollständig transparenten, im Modell unterstellten Rahmenbe-

dingungen modelliert. Dies bedeutet, dass die Stichhaltigkeit der unterstellten Entwick-

lungen und ihr Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele nur bedingt bewertet wer-

den kann.  

Aufgrund des Ausstiegsbeschlusses aus der Atomenergie nimmt mit den geplanten 

Außerbetriebnahmen der einzelnen Atomkraftwerksblöcke die Stromerzeugung ab, bis 

im Jahr 2022 die beiden noch verbliebenen Kernkraftwerke Isar 2 und Neckarwestheim 

2 vom Netz getrennt werden. (AtG, vom 20.11.2015, § 7 Abs. 1) Die Braunkohle-

Stromerzeugung verbleibt aufgrund ihrer gegenüber anderen fossilen Energieträgern 

geringen Grenzkosten10 auf sehr hohem Niveau und sinkt lediglich von 2012 bis 2020 

um 5 % in der Gesamtstromerzeugung ab. Die variablen Kosten der Braunkohlever-

stromung ändern sich nicht. (UBA 2015, S. 40f.) Aufgrund der Stilllegung von kleineren 

Kraftwerken sinken deren Emissionen jedoch um 16 Mt CO2 gegenüber 2012. Zuneh-

mend kommen Steinkohlekraftwerke in wirtschaftliche Bedrängnis, so dass im Modell 

ab 2015 einige Kraftwerke von ihren Betreibern in die Kaltreserve überführt werden. 

Dabei kann es sich nur um sehr ineffiziente Altkraftwerke handeln, unterstellen die 

Szenarien doch einen gleichbleibenden Steinkohlepreis bis 2020. (UBA 2015, S. 38f.) 

Auch werden neue Kohlekraftwerke hinzugebaut, was insgesamt, mit anderen Effek-

ten, zu einer Absenkung der Erzeugung um knapp 8 % bzw. der Emissionen mit 20 Mt 

CO2 um 20 % gegenüber 2012 führt. Das gleiche Schicksal erfahren Gaskraftwerke 

aufgrund ihrer vergleichsweise hohen Grenzkosten. Zwar bleibt der Gaspreis im Be-

trachtungszeitraum bis 2020 ebenfalls recht stabil, allerdings liegt er deutlich über de-

nen für Kohle. (UBA 2015, S. 42) Auch wenn die installierte Leistung an Gaskraftwer-

ken zunimmt, so sinkt ihre Erzeugung doch um rund 55 % bis 2020 gegenüber 2012 

ab. Mit einem Rückgang von 21 Mt CO2 entspricht dies in etwa auch dem Verhältnis 

bei den Strommengen. Kraftwerke mit anderen Energieträgern wie Müll, Gicht- und 

Kokereigas verharren auf gleichem Niveau. Öl-Kraftwerke werden nach dem Modell 

allerdings zwei Drittel ihrer Erzeugung einbüßen, was zu einer CO2-Einsparung von 

                                            

10  Grenzkosten: Grenzkosten sind diejenigen Kosten, die durch die Produktion einer weiteren Einheit eines Gutes entstehen. 

Bei der Stromerzeugung werden die Grenzkosten sowohl durch die variablen Kosten der Produktion einer zusätzlichen Ein-

heit, also beispielsweise die Kosten des zusätzlichen Brennstoffeinsatzes, als auch durch Opportunitätskosten bestimmt. 

(Bundeskartellamt 2011, S. 56) 
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rund 4 Mt CO2 führt. Insgesamt sinken im MMS die Emissionen von 2012 bis 2020 um 

rd. 60 Mt auf 316 Mt CO2-äq ab. Davon rd. 35 Mt von 2015 bis 2016. (UBA 2015, S. 86, 

2015, S. 89) 

Aktuelle Entwicklungen: Die zunächst im März 2015 verlauteten Vorschläge des Bun-

deswirtschaftsministeriums sahen vor, die im Aktionsprogramm 2020 genannten zu-

sätzlichen 22 Mt CO2-äq. im Stromsektor durch ein dem Emissionshandelssystem kom-

patibles Instrument zu ergänzen, welches Kraftwerken mit einer Betriebszeit von über 

20 Jahren zusätzliche Abgaben abverlangt hätte. Diese Abgabe hätte sich nach den 

CO2-Emissionsmengen gerichtet und hätte dadurch insbesondere die Strommengen 

älterer Braunkohlekraftwerke reduziert. Diese als „Klimabeitrag“ bezeichnete Redukti-

onsmaßnahme war politisch nicht durchsetzbar, so dass im Juli 2015 beschlossen 

wurde, die Minderungsleistung von 22 Mt über verschiedene Maßnahmen im 

Stromsektor zu erreichen. Im Rahmen des Strommarkt-Gesetzes (StromMarktG) wer-

den dem Markt bis Oktober 2019 2,7 GW an Braunkohlekraftwerken entzogen und 

nach einem Verbleib von 4 Jahren in der so genannten Sicherheitsbereitschaft gänz-

lich stillgelegt. (Deutscher Bundestag 2016, S. 23) Dies soll zu einer Emissionsminde-

rung von etwa 11 – 12,5 Mt CO2-äq. bis 2020 führen. Das StromMarktG sieht weiterhin 

vor, dass die Braunkohlewirtschaft ergänzend zur Sicherheitsreserve verbindlich mit 

dem Bund vereinbart, dass eine ggf. notwendige zusätzliche Minderung in Höhe von 

1,5 Mt CO2-äq./a ab dem Jahr 2018 erbracht wird, sofern die Sicherheitsreserve nicht 

zur erhofften Minderung führt. (BMWi 2015a, S. 7) Die verbleibenden 9,5 Mt sollen 

durch Maßnahmen im KWKG (4 Mt CO2-äq.) und durch zusätzliche Maßnahmen im 

NAPE (5,5 Mt CO2-äq.) gedeckt werden. Die zusätzlichen Maßnahmen sollen in den 

Bereichen Gebäude, Kommunen, Industrie sowie im Schienenverkehr erbracht und 

durch öffentliche Mittel finanziert werden. (BMWi 2015a, S. 7) 

Der Einsatz der Kraftwerke ist von den Grenzkosten und damit auch von den Preisen 

für Emissionsberechtigungen abhängig (vgl. Kapitel 3.1.4). Entgegen den Annahmen 

im MMS, die einen Preisanstieg auf 20 €/EUA bis 2020 unterstellen, erwartet der Markt 

(EEX 2016) in Anbetracht der der aktuell diskutierten Maßnahmen eher einen Preis 

auf heutigem Niveau. 

Die Gaspreise sind in den letzten Jahren, nach einer Preisspitze in 2012, deutlich ge-

fallen. (BAFA 2016a) Derzeit ist ein Niveau erreicht, dass es auch vermehrt wieder 

Gaskraftwerken ermöglicht von der Kaltreserve in die Stromerzeugung zu wechseln. 

(IWR 26.01.2016) Ob der Trend anhält, hängt allerdings von den weiteren Marktbedin-

gungen ab. 

Kohlepreise sind für die Zukunft schwer einzuschätzen, da sie auch vom Wechselkurs 

zum US-Dollar abhängig sind. 
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THG-Emissionsminderung: Mittels der Sicherheitsreserve wird von einer Minderung 

der Emissionen von etwa 11 - 12,5 Mt CO2/a ausgegangen. Im Falle des Nichterrei-

chens kann von der Braunkohlewirtschaft weitere Maßnahmen im Umfang von 

1,5 Mt CO2-äq./a eingefordert werden. 

Bewertung: Eigene Simulationen zeigen, dass die Emissionsminderungen von 11 bis 

12,5 Mt CO2-äq./a durch die Sicherheitsreserve realistisch sein können. Allerdings sind 

modellbasierte Analysen schematisch und gehen nicht von realen Kraftwerken aus, so 

können sich Unschärfen zur realen Entwicklung ergeben. Daher wird die Frage nach 

der Zusätzlichkeit bei den vereinbarten Blöcken gestellt. So ist zu erwähnen, dass die 

Blöcke P und Q am Standort Frimmersdorf (Bruttoleistung 562 MWel) bei RWE schon 

seit 2012 auf dem Prüfstand stehen, da sie unrentabel geworden sind. Eine Abschal-

tung vor 2020 auch ohne Sicherheitsreserve wäre nicht auszuschließen gewesen. 

(NGZ online 10.07.2014, 12.01.2012) Gleiches gilt für das Kraftwerk Buschhaus, wel-

ches durch das Ende des dazugehörigen Tagebaus, in eine wirtschaftlich andere Si-

tuation geraten wäre (es wurde zum 1.10.2016 in die Sicherheitsbereitschaft über-

führt). Ebenso werden seitens der Bundesnetzagentur die relevanten Blöcke des Kraft-

werks Niederaußem bereits zur Stillegung 2019 geführt.11  Inwiefern diese Blöcke auch 

im MMS bereits aus wirtschaftlichen Gründen vor 2020 vom Netz gehen, ist nicht er-

sichtlich. Sie erreichen aber (bis auf einen) vor 2020 nicht das kritische Alter von 55 

Jahren, durch welches sie per se ausgeschlossen werden würden. 

Darüber hinaus ist keine Regelung für die nicht genutzten Emissionszertifikate getrof-

fen worden, so dass prinzipiell die Emissionsrechte durch Dritte (z.B. aus anderen 

Sektoren wie dem produzierenden Gewerbe) ersteigert und national oder innerhalb 

der europäischen Gemeinschaft verwertet werden könnten. Einschränkend wird auf 

den Überschuss im Emissionshandelssystem rund 2 Mrd.  Zertifikaten verwiesen, so 

dass ohnehin keine Knappheit im Markt herrscht, die zusätzlichen deutschen Zertifi-

kate also nicht 1:1 durch andere Emittenten absorbiert werden. Grundsätzlich aber gilt, 

nur wenn die Emissionsberechtigungen, welche die in die Reserve überführten Braun-

kohlekraftwerke bei weiterem Betrieb benötigt hätten, den Märkten entzogen werden, 

kann von einer gesicherten Emissionsminderung ausgegangen werden. Die mögliche 

Einsparung muss daher in einer Bandbreite von 0 bis 12,5 Mt CO2 eingeschätzt wer-

den.  

Ob bei einem sich derzeit abzeichnenden gleichbleibenden Preisniveau von Stein-

kohle und Emissionsberechtigungen ein Abgang von alten Kohlekraftwerken im Um-

fang von etwa 2,2 GW von 2015 bis 2020 ergeben wird, wie im MMS vorgesehen, ist 

                                            

11  BNetzA: Kraftwerksliste zum Szenariorahmen 2025 (http://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/2025/SR/Kraft-

werksliste_2025.pdf?__blob=publicationFile)  

http://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/2025/SR/Kraftwerksliste_2025.pdf?__blob=publicationFile
http://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/2025/SR/Kraftwerksliste_2025.pdf?__blob=publicationFile
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durchaus diskussionsbedürftig. Veröffentlichungen der Bundesnetzagenturen zeigen 

derzeit rund 410 MW Netto-Nennleistung an geplanten Abgängen bis 2020 an, was 

lediglich 20 % der im MMS unterstellten Leistung entspricht. Bei Braunkohle stimmt 

die prognostizierte Stilllegung mit den geplanten endgültigen Stilllegungen im Umfang 

von 813 MW noch recht gut überein. (BNetzA 2016b, 2016a) 

Nach ersten Einschätzungen des UBA sind die Emissionen der Energiewirtschaft im 

Zeitraum 2012 bis 2015 um 19,5 Mt CO2-äq. gesunken. (UBA 17.03.2016, 2016b) Das 

MMS prognostiziert dagegen 25 Mt. Es ist verfrüht, hier bereits eine Bewertung abzu-

geben. Angesichts der aber auch bei den Preisen für Emissionszertifikate gegenüber 

aktuellen Markteinschätzungen stark abweichenden Entwicklung wird ein zusätzlicher 

Emissionsreduktionsbedarf von rd. 20 Mt CO2 geschätzt. Sie ergeben sich einerseits 

aus 80 % der im MMS unterstellten Steinkohle-Emissionsminderung im Zeitraum 2015 

bis 2020 sowie aus den rd. 5 Mt derzeitigem Fehlbetrag aus dem Zeitraum 2012 bis 

2015. 

Die Ersatzmaßmaßnahmen KWKG und NAPE werden nachfolgend bei den spezifi-

schen Maßnahmen bewertet. 

3.1.3 KWK und Fernwärme 

Ausgangslage MMS: Die Entwicklung der mit fossilen Energieträgern betriebenen 

Stromerzeugung betrifft auch die fossil betriebene Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). 

Ausgangspunkt ist das KWK-G und seine Anpassungen bis einschließlich 201312. Der 

Einsatz von KWK erfolgt wärme- sowie marktorientiert, so dass nicht die Ziele im Ge-

setz den Ausbaupfad bestimmen (UBA 2015, S. 83). Angaben zu KWK-Strommengen 

oder –anteilen sind im Bericht nicht zu finden. Gemäß der Methodik im Modell werden 

die Emissionen gänzlich dem Stromsektor zugeschrieben, so dass es zu keiner nen-

nenswerten Emissionsminderung durch KWK kommt. Die KWK-Förderung entfaltet 

ihre Minderungswirkung vor allem im Wärmesektor. (UBA 2015, S. 92) 

Aktueller Stand: BMWi (2015a, S. 7) sah vor, dass durch die Novellierung des KWKG 

zusätzlich 4 Mt CO2-äq. eingespart werden können. Das aktuelle KWKG 2016 wurde 

seitens der Europäischen Kommission in Bezug auf Beihilfen geprüft und weitestge-

hend genehmigt. Es bedarf jedoch Anpassungen in Bezug auf Leistungsklassen zwi-

schen 1 und 50 MWel. Die Höhe der KWKG-Zuschlagszahlung wird künftig mittels ei-

nes Ausschreibungsverfahrens festzulegen sein. Darüber hinaus senkt das 

KWKG 2016 das Ziel von ursprünglich 25 % KWK-Anteil an der Nettostromerzeugung 

(ca. 151 GWh bezogen auf das MMS (UBA 2015, S. 86)) auf 110 GWh bis 2020 ab. 

                                            

12  Die Novellierung im Jahr 2013 bezieht sich nur auf die Gebührenregelung im Zusammenhang mit dem KWKG. 
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THG-Emissionsminderung: Ohne Modellrechnungen gemäß der Methodik des MMS 

ist eine präzise Einschätzung der Auswirkungen der KWKG-Novelle nicht möglich. Sei-

tens des Gesetzgebers wird unterstellt, dass durch den geförderten Ersatz von Kohle-

KWK-Anlagen durch Erdgas-KWK-Anlagen eine Emissionsminderung von 4 Mt CO2-

äq./a bis 2020 erzielt werden kann. (BMWi 22.09.2015, S. 46f.) 

Bewertung: Bei einem vollständigen Brennstoffwechsel von Steinkohle auf Erdgas bei 

KWK-Anlagen der öffentlichen Versorgung könnten überschlägig geschätzt etwa 

5,2 Mt CO2-äq./a eingespart werden. Zumal nicht jeder Kohlestandort zugleich über ei-

nen passenden Erdgasanschluss verfügt, ist ein derartiger Wechsel eher unwahr-

scheinlich. Die seitens des Gesetzgebers genannten 4 Mt CO2 können als ambitionier-

ter Ansatz interpretiert werden.  

Weiterhin wird der Zielwert für die KWK-Nettostromerzeugung von rund 150 GWh auf 

110 GWh abgesenkt, so dass die im Projektionsbericht unterstellten Beiträge aus KWK 

ggf. nicht realisiert werden können und zu einem Anstieg der Emissionen im Stromsek-

tor führen müssten.  

Es wird geschätzt, dass die zusätzlichen Minderungsbeiträge einen Umfang zwischen 

0 bis 4 Mt CO2-äq./a in 2020 aufweisen werden.  

3.1.4 Emissionshandel 

Aktueller Stand: Berechnungen der EU-Kommission haben ergeben, dass in der lau-

fenden dritten Handelsperiode ein Überschuss von etwa 2 Mrd. Emissionsberechti-

gungen existiert13. Diese sind im Wesentlichen auf Produktionsrückgänge durch die 

Wirtschaftskrise und die umfangreiche Nutzung von Zertifikaten aus internationalen 

Klimaschutzprojekten (CDM, JI)14 zurückzuführen. Der derzeit niedrige Preis eines 

Zertifikates (European Allowance, EUA) bildet den Markt korrekt ab. Aus klimaschutz-

politischer Sicht ist dieser Preis aber deutlich zu gering, um bei den Anlagenbetreibern 

hinreichende Anreize zu schaffen, in emissionsarme Technologien zu investieren. Eine 

klimaschutzpolitische Lenkungswirkung bleibt demnach aus und es kann zu schwer 

revidierbaren „Carbon-Lock-In-Effekten“ kommen. Das EU-Parlament beschloss des-

halb die Verknappung der Zertifikate durch eine zeitliche Änderung der Versteigerung 

(Backloading)15. Zudem wurde vom Rat auch die Einführung einer Marktstabilitätsre-

serve (MSR) beschlossen. Die MSR ist als regelgestütztes Instrument konzipiert, mit 

dem die Auktionsmengen unter definierten Bedingungen angepasst werden sollen. Um 

den Marktteilnehmern eine ausreichende Vorlaufzeit zu geben, soll dieses Instrument 

                                            

13  KOM (2014b), KOM (2014c), BMUB (2014, S. 27) 

14  Vgl. DIW (2013, Abb. 2) 

15  KOM (25.02.2014), KOM (2014a) 
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nach intensiver Diskussion nun ab dem Jahr 2019 zum Einsatz kommen. Es ist ge-

plant, die 900 Mio. Zertifikate aus dem „Backloading“ sowie bislang nicht versteigerte 

Zertifikate direkt in die MSR zu überführen. 

THG-Emissionsminderung: Das MMS berücksichtigt ebenfalls eine Nachfrageelastizi-

tät, so dass mit steigenden Preisen für Emissionsberechtigungen auch die Nachfrage 

abnimmt. Der Emissionshandel trägt laut MMS lediglich zu einer Minderung um 

6 Mt CO2bis 2020 bei, wobei eine stetige Preisentwicklung ausgehend von etwa 

6 €/EUA16 in 2015 auf 20 €/EUA bis 2020 unterstellt wird. (UBA 2015, S. 92f.) Im durch 

weitere Maßnahmen ergänzten Projektionsbericht 2015 (MWMS) werden nur noch 

10 €/EUA für das Jahr 2020 unterstellt. (Bundesregierung 2016, S. 50f) 

Erwartete Wirkung: Der Umfang der THG-Minderungen durch den Emissionshandel 

ist abhängig von der letztendlichen Umsetzung auf EU-Ebene. Backloading und MSR 

entziehen zwar dem Markt einen Teil des Überschusses, die gesamte Abschmelzung 

dauert nach derzeitigen Einschätzungen aber bis Ende der 2020er Jahre. (DEHST 

2014, S. 11f.) 

Da die sog. Marktstabilitätsreserve allerdings erst ab 2019 greifen soll, erscheint ein 

Anstieg der Preise für Emissionszertifikate auf 20 € extrem unwahrscheinlich. An den 

Future-Märkten verdeutlichen die Preisentwicklungen für EUA, dass die Akteure trotz 

der Maßnahmen keine nennenswerten Preissteigerungen bis 2020 erwarten (EEX 

2016). Und selbst wenn sich diese Entwicklung als Folge der Zertifikateverknappung 

einstellen sollte, so wird sie in nur einem Jahr nicht die erwartete CO2-Minderung er-

bringen können. Somit ist nicht damit zu rechnen, dass zusätzliche Emissionsminde-

rungen bis 2020 aus dem Emissionshandel hervorgehen, zumal das EU-Minderungs-

ziel bereits erreicht wurde (KOM 2015). Im ergänzten Projektionsbericht aus Septem-

ber 2016 werden daher sowohl für das MMS wie auch für das MWMS lediglich 

10 €/EUA unterstellt. (Bundesregierung 2016, S. 50f.) 

Bewertung: Der Emissionshandel wird aus heutiger Sicht nicht dazu beitragen, dass 

die Bundesrepublik ihre Deckungslücke bei den Klimaschutzzielen 2020 schließen 

kann. 

Ein sich verstetigender Preis um 6 bis 7 €/EUA hat aber auch Auswirkungen auf Grenz-

kosten der Kraftwerke in Kapitel 3.1.2. So kann dies durchaus bewirken, dass ältere 

ineffiziente Kohlekraftwerke noch weiterbetrieben werden und nicht bis 2020 aus wirt-

schaftlichen Gründen ausscheiden. Die sich daraus ergebende Wirkung kann ohne 

vergleichbares Modell nicht abgeschätzt werden. Durch den neuen Projektionsbericht 
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mit weiteren Maßnahmen ergeben sich aber Indizien. Der Vergleich des Mit-Maßnah-

men-Szenarios (MMS) zwischen dem Projektionsbericht aus dem Jahr 2015 (UBA 

2015) und dem Bericht aus 2016 (Bundesregierung 2016), wobei letzterer mit 

10 €/EUA statt 20 €/EUA kalkuliert, weist im Bericht von 2016 im Jahr 2020 Mehremis-

sionen von rd. 1,5 Mt CO2-äq. bei Braunkohlekraftwerke und 25 Mt CO2-äq. bei Steinkoh-

lekraftwerken aus, bei ansonsten gleichen Energieträgerpreisen. Dem kann entnom-

men werden, dass die zu erwartende Verstetigung der heutigen Preise bis 2020 eher 

zu einer geringeren Emissionsminderung führen, als im Bericht von 2015 erwartet. So 

liegen die Gesamtemissionen des Kraftwerkspark im neuen Bericht mit 316,8 Mt CO2-

äq. in 2020 um 4 Mt über der ursprünglichen Einschätzung. 

3.2 Quellsektor Energiewirtschaft: Endenergieeffizienz außerhalb 

des Gebäudebereichs 

3.2.1 Entwicklung der Stromnachfrage nach Verbrauchersektoren 

Die Einsparungen an Strom in diesem Sektor führen zu einer Absenkung des Strom-

erzeugungsbedarfs und damit zu einer Minderung der Emissionen im Kraftwerkspark. 

Allerdings müssen aufgrund von steigenden Stromexporten Stromeffizienzmaßnah-

men nicht zwangsläufig zu einer Stromerzeugungsreduktion führen. 

Ausgangslage MMS: Ausgangsjahr der Modellierung ist das Jahr 2012 mit einem Brut-

tostromverbrauch von 607 TWh (UBA 2015, S. 166) Daran hatte der Stromverbrauch 

der Haushalte für technische Geräte (ohne Raumwärme, Warmwasserbereitstellung 

und Elektromobilität) im Jahr 2012 einen Anteil von 107 TWh. Im Sektor Gewerbe / 

Handel / Dienstleistungen (G/H/D) belief sich der Stromverbrauch im Jahr 2012 auf 

148 TWh. (UBA 2015, S. 166) und im Sektor Industrie auf 226 TWh. (UBA 2015, S. 

166) 

Erwartete Entwicklung im MMS: Der Bruttostromverbrauch nimmt im Szenariohorizont 

von 2015 bis 2020 von 603 auf 583 TWh/a ab. Die Gründe liegen im Wesentlichen im 

Nachfrageverhalten innerhalb der Sektoren. Zusätzlich wird von einer leichten Sen-

kung der Umwandlungs- und Netzverluste ausgegangen, was wiederum zu einer zu-

sätzlichen Absenkung der Stromnachfrage führen wird. Auch sinken die Speicherver-

luste von 2015 bis 2020 um fast 40 %. Insgesamt können durch die unterstellten Ef-

fekte im Rahmen der Versorgung rund 5 TWh/a von 2012 bis 2020 eingespart wer-

den.(UBA 2015, S. 166) 

Bei den privaten Haushalten sinkt im Betrachtungszeitraum der Stromverbrauch bis 

2020 um etwas mehr als 6 TWh auf rund 101 TWh ab. Die Einsparungen ergeben sich 

im Modell aufgrund der unterstellten Austauschraten der Geräte sowie dem Nutzerver-

halten, wobei die Einsparungen insbesondere auf die Wirkungen der Ökodesign-Richt-

linie und der Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung zurückzuführen sind. 
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(UBA 2015, S. 119) Die ermittelten Effekte einzelner Maßnahmen summieren sich da-

bei auf über 12 TWh. Von 2015 bis 2020 sind die Einsparungen gemäß den Modell-

rechnungen zu 75 % der EU-Ökodesign-Richtlinie geschuldet. (UBA 2015, S. 120) 

Durch Rebound-Effekte sowie durch eine verstärkte Nutzung von IKT-Geräten, erfolgt 

eine Teilkompensation der erreichten Einsparungen (UBA 2015, S. 118) 

Im Sektor G/H/D können gemäß den Modellberechnungen im Verlauf von 2012 bis 

2020 rund 6 TWh/a an Strom eingespart werden. (UBA 2015, S. 166) Die Einsparun-

gen sind hälftig kostengetrieben, wobei in der Entwicklung der EEG-Umlage bis 2020 

der Auslöser gesehen wird. Die andere Hälfte wird fast ausschließlich durch die Min-

deststandards der EU-Ökodesign-Richtlinie realisiert. Steuerliche Begünstigungen so-

wie Fördermaßnahmen haben eine vergleichsweise geringe Wirkung auf die Einspa-

rungen. (UBA 2015, S. 139) 

Der Stromverbrauch der Industrie in Bezug auf die hier betrachteten Prozesse redu-

ziert sich im Zeitraum 2012 bis 2020 um rund 5 TWh/a. (UBA 2015, S. 166) Die größten 

Einspareffekte der betrachteten Maßnahmen werden durch den Spitzenausgleich, die 

EEG-Umlage, die Öko-Design-Richtlinie sowie die Besondere Ausgleichsregelung 

(BesAR) hervorgerufen. Bei der BesAR wurde unterstellt, dass die dort bestehende 

Voraussetzung an ein bestehendes Energiemanagementsystem zu gleichen 

Stromeinsparungen führt, wie sie aus dem 100 Effizienznetzwerke-Programm bekannt 

sind. (UBA 2015, S. 134) In Summe sparen die Maßnahmen zwischen 2015 und 2020 

7,1 TWh/a ein. Auch hier wird ein Teil der Einsparungen wieder aufgezehrt. 

Aktuelle Entwicklungen: Im Vergleich zu 2014 ist der Bruttostromverbrauch in 2015 um 

1,3% auf rund 600 TWh angestiegen. Im Zeitraum von 2010 bis 2015 ist der Brut-

tostromverbrauch jährlich um durchschnittlich 0,5% gefallen. (AGEE 2016, Tab. 7) Hält 

der Trend an, so kann eine Minderung des Bruttostromverbrauchs um rund 15 TWh 

bis 2020 möglich sein. 

Verschiedene Maßnahmen des APK 2020 und NAPE adressieren die Hebung von 

Stromeffizienzpotenzialen in den Bereichen Haushalte, G/H/D und Industrie. Da viele 

der Maßnahmen übergreifend sowohl Strom- als auch Wärmesenkungen beinhalten, 

werden die Maßnahmen separat in Kapitel 3.2.4 dargestellt und bewertet. 

Im Zuge der Teilumwidmung von 5,5 Mt CO2/a aus den zusätzlichen Maßnahmen im 

Energiesektor wurde die neue „Richtlinie über die Förderung der Heizungsoptimierung 

durch hocheffiziente Pumpen und hydraulischen Abgleich“ entwickelt und Anfang Au-

gust 2016 als Förderung über das BAFA implementiert. Es wird seitens des Gesetz-

gebers erwartet, dass hieraus etwa 1,8 Mt CO2 bis 2020 zusätzlich eingespart werden 

können. 
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3.2.2 GHD – Prozesswärme / -dampf 

Es handelt sich hierbei um prozessbedingte Wärmenachfrage, die nicht gebäudebe-

zogen ist. (vgl. zu gebäudebezogenen Maßnahmen Kapitel 3.4).  

Ausgangslage MMS: Die Gesamtemissionen der hier betrachteten Prozesse werden 

mit 45,5 Mt CO2-äq. beziffert. (UBA 2015, S. 141)  

Erwartete Entwicklung im MMS: Bis einschließlich 2020 können die Emissionen um 

jährlich 3,5 Mt CO2-äq. gesenkt werden. (UBA 2015, S. 141) Von den im Projektionsbe-

richt in diesem Kontext betrachteten Maßnahmen können dabei kaum spezifisch zure-

chenbare Emissionsminderungen realisiert werden. Die Emissionsminderung ent-

stammt nahezu ausschließlich von einem abnehmenden Verbrauch an Mineralölen bei 

den eingesetzten Brennstoffen. Da andere Brennstoffe nicht zunehmen und auch 

keine Informationen zu konjunkturellen Entwicklungen vorliegen, ist von Effizienzge-

winnen auszugehen. Die Effizienzgewinne werden insbesondere den beiden Maßnah-

men Energieberatung Mittelstand und 100 Effizienznetzwerke zugeordnet. 

Aktuelle Entwicklungen: Verschiedene Maßnahmen des APK 2020 und NAPE adres-

sieren die Hebung von Effizienzpotenzialen im Bereich G/H/D. Da viele der Maßnah-

men übergreifend sowohl Strom- als auch Wärmesenkungen beinhalten, werden die 

Maßnahmen separat in Kapitel 3.2.4 dargestellt und bewertet. 

3.2.3 Industrieprozesse 

Wie bei GHD handelt es sich hierbei um eine Modellierung des künftigen Brennstoffe-

insatzes für Prozesswärme.  

Ausgangslage MMS: Die Gesamtemissionen der hier betrachteten Industrie-Prozesse 

werden auf etwa 71 Mt CO2-äq. geschätzt. (UBA 2015, S. 136)  

Erwartete Entwicklung im MMS: Zwischen 2015 und 2020 können im Modell mit den 

untersuchten Maßnahmen knapp 1,5 Mt CO2-äq. bei Brennstoffen eingespart werden. 

Davon werden 0,5 Mt durch die Energieberatung Mittelstand initiiert und weitere 0,4 Mt 

CO2-äq. durch das 100 Effizienznetzwerke-Programm. (UBA 2015, S. 135)  

Aktuelle Entwicklungen: Verschiedene Maßnahmen des NAPE adressieren die He-

bung von Effizienzpotenzialen im Bereich der Industrie. Da viele der Maßnahmen über-

greifend sowohl Strom- als auch Wärmesenkungen beinhalten, werden die Maßnah-

men in Kapitel 3.2.4 dargestellt und bewertet. 

3.2.4 Effizienzmaßnahmen im APK 2020 und im NAPE 

THG-Emissionsminderungen: Da die Bilanzierung der CO2-Emissionen in dieser Stu-

die nach dem Quellprinzip erfolgt (s. hierzu Kapitel 2.2), müssten die aus den geplan-

ten Maßnahmen resultierenden CO2-Einsparungen der Stromerzeugung und nicht den 
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entsprechenden Verbrauchssektoren zugerechnet werden. Im Folgenden werden den-

noch alle geplanten und bereits begonnenen Maßnahmen für den Stromsektor mit ih-

ren jeweiligen Einsparpotenzialen bis 2020 aufgelistet. Um eine Doppelzählung zu ver-

meiden werden die Maßnahmen in der zusammenfassenden Darstellung separat dar-

gestellt. 

Im Zuge der Teilumwidmung von 5,5 Mt CO2/a aus den zusätzlichen Maßnahmen im 

Energiesektor wurde die bestehende Maßnahme „Offensive Abwärmenutzung' des 

NAPE zu einer neuen umfassenden Initiative zur Vermeidung und Nutzung von Ab-

wärme ausgebaut. Weiterhin wird die Förderung von Querschnittstechnologien und 

Pumpen verstärkt. (BMWi 2015b, S. 3) Die Maßnahmen sollen zur Einsparung von 

rund 1 Mt CO2 bis 2020 führen.17  

Tabelle 3-2 PEV- und CO2-Einsparpotenziale im Strombereich bis 2020 aufgrund von Maßnah-
men aus NAPE und APK 2020 (Zusammenstellung IZES auf Grundlage NAPE, APK 
2020) 

Maßnahme Programm 
PEV-Einsparung  

(PJ) 

Geplante  

CO2-Einsparung  

(Mt CO2-äq.) 

Stand der  

Umsetzung 

Weitere Maßnahmen im 

Stromsektor  
APK 2020  22 +18 

LED Leitmarktinitiative APK 2020 0 0,01 +19 

Einführung eines wettbe-

werblichen Ausschrei-

bungsmodells 

NAPE 26-51,5 1,5-3,1 +20 

                                            

17  Vgl. Änderung der Richtlinie für die Förderung der Abwärmevermeidung und Abwärmenutzung in gewerblichen Unterneh-

men 

18  Davon sollen 11 - 12,5 Mt CO2 durch die Sicherheitsreserve (vgl. Kap. 3.1.2) eingespart werden. Weitere 4 Mt sollen durch 

Maßnahmen im KWKG reduziert werden (vgl. Kap. 3.1.3). Die restlichen 5,5 Mt CO2-Reduktionen sollen im Gebäudebe-

reich, in den Kommunen, in der Industrie sowie im Schienenverkehr erbracht werden. Spezifische Maßnahmen sind  (BMWi 

2015b): 

 BAFA- Förderung der Heizungsoptimierung durch hocheffiziente Pumpen und hydraulischen Abgleich (seit 
01.08.2016) mit einer geplanten Einsparung von 1,8 Mt CO2 bis 2020.  

 Änderung der Richtlinie für die Förderung der Abwärmevermeidung und Abwärmenutzung in gewerblichen Unterneh-
men (gültig seit 01.08.2016) mit einer geplanten Absenkung um 1 Mt bis 2020. 

 Effizienzmaßnahmen in Kommunen, Einsparungen nicht spezifiziert. 

 Enerqieeffizienzmaßnahmen der Deutschen Bahn im Umfang von 1 Mt CO2 bis 2020. 

19  Bereits seit 2013, s. http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/led-leitmarktinitia-

tive-der-innovation-den-weg-bereiten/, Abruf am 24.08.2016 

20  Seit 01.06.2016, s. http://www.stepup-energieeffizienz.de/, Abruf am 24.08.2016 

http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/led-leitmarktinitiative-der-innovation-den-weg-bereiten/
http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/led-leitmarktinitiative-der-innovation-den-weg-bereiten/
http://www.stepup-energieeffizienz.de/
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Förderung Contracting NAPE 5,5-10 0,3-0,5 + 

Weiterentwicklung der KfW-

Energieeffizienzprogramme 
NAPE 29,5 2,0 + 

Initiative Energieeffizienz-

netzwerke 
NAPE 74,5 5,0 + 

TOP-Runner-Strategie NAPE 85 5,1 +21 

Energieauditpflicht für 
Nicht-KMU 

NAPE 50,5 3,4 + 

Pilotprojekt Einsparzähler NAPE k.A. k.A. +22 

Legende:    +  umgesetzt,    -  bislang nicht umgesetzt 

 

Bewertung: Insgesamt wird aufgrund der „neuen“ Maßnahmen aus NAPE und APK 

2020 eine CO2-Minderung von 41,11 Mt erwartet. Dass dieses Potenzial tatsächlich 

gehoben wird, erscheint fraglich. Einige Maßnahmen existieren bereits seit vielen Jah-

ren wie z.B. die TOP Runner-Strategie, die im Wesentlichen mit der Homepage Eco-

Top-Ten identisch ist oder die LED-Leitmarktinitiative, die es bereits seit 2013 gibt. Ob 

weitere finanzielle Anreize in der Industrie angesichts der bisherigen Entwicklung auch 

zu mehr Umsetzungen führen, kann infrage gestellt werden.  

Andere Maßnahmen sind entgegen den ursprünglichen Planungen erst im Jahr 2016 

gestartet, wie die wettbewerbliche Ausschreibung oder das Pilotprojekt Einsparzähler. 

Welche Wirkung diese entfalten werden, kann erst in einigen Jahren ermittelt werden. 

Weiterhin kann nur schwer abgeschätzt werden, inwieweit mögliche Rebound-Effekte 

die erzielten Einsparungen konterkarieren oder gar überkompensieren. Aufgrund der 

Verspätung werden bei den wettbewerblichen Ausschreibungsmodellen 20 % in Ab-

zug gebracht. 

Auch die Umsetzung der Energieeffizienznetzwerke ist kritisch zu betrachten. Bislang 

gibt es nur rund 10 % der ursprünglich geplanten Anzahl an Effizienznetzwerken. Ob 

diese das Niveau der Pilotprojekte erreichen oder gar einen Teil der Einsparungen der 

noch nicht umgesetzten Netzwerke übernehmen können, dazu kann derzeit keine Aus-

                                            

21  Seit 01.06.2016, s. http://www.deutschland-machts-effizient.de/KAENEF/Redaktion/DE/NTRI/Basepage/ecotopten-landing-

page.html, Abruf am 24.08.2016 

22  Seit 20.05.2016, befristet bis 31.12.2018, s. Förderrichtlinie unter: http://www.bafa.de/bafa/de/energie/pilotprogramm_eins-

parzaehler/rechtsgrundlagen/pilotprogramm_einsparzaehler.pdf, Abruf am 24.08.2016 

http://www.deutschland-machts-effizient.de/KAENEF/Redaktion/DE/NTRI/Basepage/ecotopten-landingpage.html
http://www.deutschland-machts-effizient.de/KAENEF/Redaktion/DE/NTRI/Basepage/ecotopten-landingpage.html
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/pilotprogramm_einsparzaehler/rechtsgrundlagen/pilotprogramm_einsparzaehler.pdf
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/pilotprogramm_einsparzaehler/rechtsgrundlagen/pilotprogramm_einsparzaehler.pdf
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sage getroffen werden. Angesichts der aktuell niedrigen Energiepreise dürfte zumin-

dest auch der Anreiz für Effizienzmaßnahmen gesunken sein. Von den 5 Mt/a werden 

daher nur 10 % angesetzt. 

Eine aktuelle Befragung zur Wirksamkeit von Energieaudits kommt zudem zum Ergeb-

nis, dass selbst im günstigsten Fall lediglich 50 % der erhofften Potenziale gehoben 

werden können. (DEnBAG et al. 2016, S. 42ff.) Die Energieauditpflicht bei Nicht-KMU 

wird lediglich mit 1,7 Mt/a abgeschätzt. 

Zusätzlich müssen Stromeffizienzmaßnahmen aufgrund von steigenden Stromexpor-

ten nicht zwangsläufig zu einer Stromerzeugungsreduktion führen. Auch diese Ent-

wicklung könnte die Erfolge der ergriffenen Maßnahmen schmälern. (vgl. Kap. 3.1.2).  

3.3 Quellsektor Verkehr 

Ausgangslage MMS: Mit Stand vom Jahr 2012 emittiert der nationale Verkehr etwa 

156 Mt CO2-äq.. Elektrische Antriebe sind dabei nicht berücksichtigt, da deren Emissi-

onen Teil der Stromerzeugung sind. Mit 95 Mt CO2-äq. entstammen fast Zweidrittel der 

Emissionen Fahrzeugen mit Dieselantrieb, darunter insbesondere Nutzfahrzeuge. 

Knapp ein Drittel, rund 54 Mt CO2-äq., wird durch Benzinverbrauch emittiert. Kerosin, 

Erdgas und Biokraftstoffe tragen zu den Emissionen weniger als 2 % bei. Der interna-

tionale Verkehr führt zu Emissionen von weiteren rund 34 Mt CO2-äq., davon rund 26 Mt 

durch den Flugverkehr sowie 8 Mt CO2-äq. durch Schiffskraftstoffe. Insgesamt wurden 

damit im Jahr 2012 189 Mt CO2-äq. freigesetzt. (UBA 2015, S. 103f.)  

Erwartete Entwicklung im MMS: Aufgrund der Annahmen und Modellrechnungen sin-

ken die Emissionen im Verkehr bis 2020 um lediglich 2 Mt auf 187 Mt CO2-äq. ab. Den 

größten Beitrag erzielt dabei die Biokraftstoffbeimischung. Die Effizienzentwicklung für 

Personenkraftwagen und leichte Nutzfahrzeuge verläuft im Modell entsprechend der 

EU-Regulierung mit einem Flottenziel von durchschnittlich 95 g/km in 2021. Diese 

Maßnahmen wirken aber erst deutlich sichtbar nach 2020. Grund dafür ist die beste-

hende Differenz bei Pkw zwischen Testzyklus und Realbetrieb. Mittels Werten aus der 

Literatur wird im Modell ein Korrekturwert von +35 % aufgeschlagen, der mögliche Ef-

fizienzgewinne wieder auflöst. Der neue Testzyklus WLTP (Worldwide Harmonized 

Light-Duty Vehicles Test Procedure) stoppt lediglich bis 2020 die weiter steigende Dis-

krepanz zwischen Fahrzyklus und Realemissionen. Die übrigen Maßnahmen LKW-

Maut, Luftverkehrssteuer und Emissionshandel im Luftverkehr haben kaum Einfluss 

auf die zusätzlichen künftigen Emissionsminderungen bis 2020. (UBA 2015, S. 105) 

Die nachfolgend genannten Maßnahmen werden zur besseren Lesbarkeit den vier 

Emissionsminderungstragegien „Energieträgerwechsel anreizen“, „Effizienz“, „Verla-

gerung“ und „Vermeidung“ zugeordnet. 
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Aktuelle Entwicklung: Nach den vorläufigen Berechnungen des Umweltbundesamtes 

haben die CO2-Emissionen des Verkehrssektors in 2015 gegenüber 2014 um 1,5% 

oder 2,5 Mt CO2 zugenommen. Als Gründe werden unter anderem die generell zu-

rückgegangenen Kraftstoffpreise und eine deutliche Zunahme des Güterverkehrsauf-

kommens, insbesondere auf der Straße, angeführt. (UBA 17.03.2016) Im Zeitraum 

2010 bis 2015 sind die CO2-Emissionen im Verkehrssektor um 10 Mt CO2/a ange-

wachsen. Der Bundesverkehrswegeplan 2030 des BMVI geht zudem von einer zuneh-

menden Verkehrsleistung im Personenverkehr von rd. 12 % bis 2030 gegenüber 2010 

sowie einer Zunahme des Güterverkehrs um 38 % im gleichen Zeitraum aus. (BMVI 

2016, S. II) Sinkende Emissionen sind daher in Frage zu stellen. 

3.3.1 Energieträgerwechsel anreizen 

3.3.1.1 Einsatz von Erd- und Flüssiggas 

Aktueller Stand: Die bestehende Steuerbegünstigung von Erd- und Flüssiggas als 

Kraftstoff sollte 2018 auslaufen. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hatte 

eine Studie zur Prüfung der Energiesteuereinnahmen im Kraftstoffsektor in Auftrag ge-

geben, von deren Ergebnis die Steuerbegünstigung abhängen sollte. (BBH 

29.01.2016) Mit dem Regierungsentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 

Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes ist geplant, die Steuerbegünstigung auf 

Flüssiggas bis Ende 2019 zu verlängern und für Erdgas bis Ende 2024 zu strecken, 

jedoch kalendarisch abschmelzend ab 2022. (BMF 22.04.2016, S. 1) 

THG-Emissionsminderung: Es wird mit Einsparungen von 0,25 Mt CO2-äq. geschätzt. 

Bewertung: Es kann unterstellt werden, dass der aktuelle Trend bei Neuzulassungen 

mit der Maßnahme weiter fortbesteht. 

3.3.1.2 Verstärkter Einsatz elektrischer Antriebe bei Kraftfahrzeugen 

Aktueller Stand: Es wird rückwirkend zum 1. Januar 2016 eine Kaufprämie für Elektro-

fahrzeuge, differenziert nach rein elektrischer Mobilität und Hybridantrieben, ausge-

zahlt, wobei jeweils die Hälfte von der Automobilindustrie zu tragen ist. Als weiterer 

Anreiz wurde die Steuerbefreiung für Elektrofahrzeuge bis Ende 2020 verlängert. Ein 

Investitionsförderprogramm im Umfang von 300 Millionen Euro soll zum Bau von etwa 

15.000 Ladestationen genutzt werden. (Bundesregierung 18.05.2016)  

THG-Emissionsminderung: Durch die Vermeidung von Kraftstoff wird von einer Ein-

sparung von 0,7 Mt CO2-äq. ausgegangen. Die demgegenüber entstehenden stromsei-

tigen Emissionen sind im Rahmen der Stromerzeugung erfasst. 

Bewertung: Der Umfang der eingesparten Emissionen ist abhängig vom Ladezeitpunkt 

und dem zu diesem Zeitpunkt vorherrschenden durchschnittlichen Emissionsfaktor 

des Kraftwerkparks. Eine Einschätzung kann daher an dieser Stelle nicht abgegeben 
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werden. Die Statistiken des Kraftfahrt-Bundesamtes zeigen seit einigen Jahren eine 

zunehmende Nachfrage nach rein elektrischen sowie Hybrid-Fahrzeugen. (KBA 2016) 

Bislang war die Nachfrage nach der Förderung verhalten gegenüber einer in den letz-

ten Jahren deutlichen Erhöhung der Neuzulassungen bei der Elektromobilität, deren 

Anzahl auch deutlich über der bisherigen Antragsmenge liegt. (BAFA 2016b)  

3.3.2 Effizienz - Markteinführung von energieeffizienten Nutzfahrzeugen 

Aktueller Stand: Es war geplant, mittels eines Förderprogramms die Markteinführung 

von energieeffizienten Nutzfahrzeugen (z.B. Hybridtechnologien) durch ein ab 2016 

beginnendes und befristetes Förderprogramm zu unterstützen. Bislang sind keine An-

sätze für ein derartiges Förderprogramm bekannt geworden. 

THG-Emissionsminderung: Mit dem Förderprogramm sollen 1,0 – 1,5 Mt CO2-äq. ein-

gespart werden. 

Bewertung: Aufgrund der bislang fehlenden Umsetzung kann keine Aussage zu mög-

lichen Einsparungen gemacht werden, zumindest würden sie zeitlich verzögert statt-

finden. 

3.3.3 Verlagerung 

3.3.3.1 Rad- und Fußverkehr 

Aktueller Stand: Nach Aussage der Bundesregierung werden im Rahmen der Umset-

zung des Nationalen Radverkehrsplans (NRVP) sowie im Rahmen der Richtlinie zur 

Förderung von Klimaschutzprojekten in sozialen, kulturellen und öffentlichen Einrich-

tungen die Förderbedingungen zur Stärkung des Radverkehrs verbessert. (Deutscher 

Bundestag 2015, S. 15) Das BMVI stellte 2015 über 94 Mio. Euro für den Radverkehr 

bereit. Für das Jahr 2016 ist eine Erhöhung um 9 Mio. Euro geplant. (Deutscher Bun-

destag 2015, S. 15) 

THG-Emissionsminderung: Nach Einschätzungen umfassen die Maßnahmen ein Min-

derungsvolumen von 0,5 – 0,8 Mt CO2-äq.. 

Bewertung: Bereits in früheren Zeiten wurden rund 100 Mio. Euro jährlich für den Bau 

von Radwegen an Bundesstraßen ausgegeben. Entsprechende Minderungseffekte 

müssten daher auch schon in der Vergangenheit aufgetreten sein. Allerdings ist es 

kaum möglich, dies messbar zu machen. 
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3.3.3.2 LKW-Maut 

Aktueller Stand: Es liegt ein Gesetzesentwurf vor, welcher die Mautpflicht auf die Bun-

desstraßen ausweitet und zudem die Mautpflichtgrenze auf 7,5 Tonnen zulässiges 

Gesamtgewicht absenkt. (Bundesrat 27.05.2016) Zudem soll gemäß dem Geset-

zesentwurf bis spätestens Ende 2017 geprüft werden, die Maut auf kleinere LKW (3,5 

bis 7,5 Tonnen zulässiges Gesamtgewicht) und auf Fernbusse sowie der Einbezie-

hung der Lärmkosten auszuweiten. (Bundesrat 27.05.2016, S. 14) Der Bundesrat 

selbst empfiehlt sogar eine Beschleunigung der Einbeziehung von kleinen LKW und 

Fernbussen mit Verweis auf EU-RL 2011/76/EU. (umwelt-online 2016) 

Von einer Inbetriebnahme der Ausweitung der Maut auf die Bundesstraßen wird der-

zeit ab 2018 ausgegangen. (Bundesrat 27.05.2016, S. 3) LKW mit einem hohen 

Schadstoffausstoß zahlen dann vergleichsweise hohe Mautsätze, womit Anreize er-

zeugt werden sollen, in Fahrzeuge mit einem nachweislich geringeren Schadstoffaus-

stoß zu investieren. (Bundesrat 27.05.2016, S. 13) 

Die Bundesregierung hat sich im APK 2020 dafür ausgesprochen, mit einer Novellie-

rung der EU-Wegekosten-Richtlinie (EU-RL 1999/62/EG) die Bemessungsbasis der 

Mautspreizung auf CO2-Basis umzustellen. Seit dem 1. Januar 2015 werden neben 

den Infrastrukturkosten auch die Kosten der Luftverschmutzung bei den Mautsätzen 

berücksichtigt, die sich an der Schadstoffklasse des Fahrzeugs orientieren. 

THG-Emissionsminderung: Es wird von einer Emissionsminderung von 1,8 – 

3,0 Mt CO2-äq. ausgegangen. (BMUB 2014, S. 41) 

Bewertung: Nach Einschätzungen des Umweltbundesamtes sind je nach Detailausge-

staltung der LKW-Maut bis zu 4,5 Mt CO2-äq. realisierbar. (UBA 2010, S. 38ff.; Bundes-

rat 27.05.2016). Allerdings setzt das UBA hierbei 37,5 ct/km statt der bisher üblichen 

10 bis 16 ct/km an. Die Bandbreite von 1,8 – 3,0 Mt erscheint überhöht. Wir schätzen 

eine Minderung von 1 bis 2 Mt als realistischer ein. 

3.3.3.3 Stärkung des Schienengüterverkehrs 

Aktueller Stand: Es war geplant, die Haushaltsmittel für den Schienenverkehr zur Be-

seitigung der Engpässe in der Schieneninfrastruktur, Optimierung der Knoten, Elektri-

fizierung von abgelegenen Strecken und den Aufbau von Nebengleisen sukzessive 

zwischen 2016 bis 2018 zu erhöhen. 

Ein Vergleich zwischen den Haushaltplänen 2015 und 2016 legt dar, dass Baukosten-

zuschüsse für Investitionen in Schienenbahnen für diesem Zeitraum von 400 auf 

404 Mio. Euro angewachsen sind. (BMF 23.12.2014, S. 1673, 21.12.2015, S. 1559) 

Hinzu kommen Mittel aus dem Bundesverkehrswegeplan 2030, welcher für den Zeit-

raum 2016 bis 2030 Gesamtinvestitionen von 112,3 Mrd. Euro vorsieht. (BMVI 2016, 
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S. 15) Allerdings geht das BMVI davon aus, dass durch Schienenbahnen lediglich Ein-

sparungen von bestenfalls 3 Mt CO2 bis 2030 hieraus realisiert werden können. (BMVI 

2016, S. 25).  

Im Zuge der Teilumwidmung von 5,5 Mt CO2/a aus den zusätzlichen Maßnahmen im 

Energiesektor (s. Kapitel 3.1.2) ist außerdem geplant, weitere Maßnahmen im Bereich 

des Bahnverkehrs anzusiedeln, die zu Einsparungen von rund 1 Mt CO2 bis 2020 füh-

ren sollen. (BMWi 2015b, S. 4) 

THG-Emissionsminderung: Es wird im APK mit Einsparungen von 1,5 – 1,8 Mt CO2-äq. 

gerechnet. 

Bewertung: Eine Bewertung ist nicht möglich. Bezüglich der zusätzlichen 1 Mt Einspa-

rungen der Deutschen Bahn sind bislang keine Maßnahmen bekannt geworden. 

3.3.3.4 Klimafreundliche Gestaltung des Personenverkehrs 

Aktueller Stand: Durch Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen sowie eine 

sukzessive Erhöhung der Infrastrukturmittel soll eine Stärkung des öffentlichen Perso-

nennahverkehrs (ÖPNV) und des Personenfernverkehrs sowie eine Stärkung des 

Rad- und Fußverkehrs herbeigeführt werden. Nach Aussage der Bundesregierung 

sieht der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2016 rd. 4,6 Mrd. Euro für Investiti-

onen in die Bundesschienenwege vor. Diese Investitionsbeiträge sollen in der Finanz-

planung weiter ansteigen - auf rd. 5,5 Mrd. Euro im Jahr 2019. (Deutscher Bundestag 

2015, S. 14) Die Maßnahmen kommen aber auch dem Schienengüterverkehr zugute. 

THG-Emissionsminderung: Die Maßnahmen sollen zu Einsparungen von 0,7 – 

1,0 Mt CO2-äq. führen. 

Bewertung: Aufgrund der Überschneidungen mit anderen Maßnahmen kann eine mög-

liche Wirkung nicht abgeschätzt werden. 

3.3.3.5 klimafreundliche Mobilität in der Bundesverwaltung 

Aktueller Stand: Das APK 2020 sah vor, dass die Bundesverwaltung ihrer Vorreiterrolle 

gerecht werden und verstärkt öffentliche Verkehrsmittel und das Fahrrad nutzen solle. 

Diese würde auf andere Behörden und private wie gemeinnützige Institutionen aus-

strahlen. Informationen zur Umsetzung liegen nicht vor. 

THG-Emissionsminderung: Je nach Gestaltung 0,15 - 0,3 Mt CO2-äq.. 

Bewertung: Eine Bewertung ist nicht möglich.  
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3.3.4 Vermeidung 

3.3.4.1 Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe 

Aktueller Stand: Hierzu soll nach Aussage der Bundesregierung zunächst eine Vorstu-

die ausgeschrieben werden, deren Ergebnisse in 2016 vorliegen sollen. (Deutscher 

Bundestag 2015, S. 14) 

THG-Emissionsminderung: Es wird mit Einsparungen von 0,5 – 1,1 Mt CO2-äq. gerech-

net. 

Bewertung: Da scheinbar keine Vorstudien vorliegen, erscheinen die hier angesetzten 

Emissionseinsparpotenziale als völlig überhöht und werden nachfolgend mit 0 Mt CO2 

angesetzt.  

3.3.4.2 Betriebliches Mobilitätsmanagement 

Aktueller Stand: Das Bundesumweltministerium fördert mit dem Projekt "Gute Wege – 

Nachhaltige Mobilität für Arbeitnehmer" des ACE – Auto Club Europa e. V. die nach-

haltige Arbeitnehmermobilität. Das Projekt wird im Rahmen der Förderung innovativer 

Klimaschutzprojekte der Nationalen Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeri-

ums in den kommenden drei Jahren mit insgesamt 1,6 Millionen Euro unterstützt. 

(BMUB 18.06.2015) 

THG-Emissionsminderung: Etwa 0,25 Mt CO2-äq. 

Bewertung: Eine Bewertung ist nicht möglich.  

3.3.4.3 Kraftstoffsparendes Fahren 

Aktueller Stand: Bis Ende 2015 lagen noch keine Information vor. Die Maßnahme be-

fand sich noch in der Prüfung. (Deutscher Bundestag 2015, S. 16) Neuere Informatio-

nen liegen nicht vor. 

THG-Emissionsminderung: Die Einschätzungen liegen bei 0,4 – 0,8 Mt CO2-äq. (für 

Pkw und Lkw) 

Bewertung: Eine Bewertung ist nicht möglich.  

3.3.4.4 Unterstützung von Klimaschutz im internationalen Seeverkehr 

Aktueller Stand: Das BMVI bringt sich in der Internationalen Seeschifffahrtsorganisa-
tion (IMO) stark ein und unterstützt dort u.a. die Einführung eines Energieeffizienz-
Index für Schiffsneubauten (Energy Efficiency Design Index - EEDI). Weiterhin sollen 
Treibhausgas einsparende Kraftstoffalternativen, sowie der Ausbau der LNG-Infra-
struktur 
an Land und die LNG-Nutzung durch Schiffe unter Verwendung bester 

verfügbarer Technik zur Minimierung des Methanschlupfes unterstützt werden. 

THG-Emissionsminderung: 0,6 Mt CO2-äq. 
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Bewertung: Klimaschutzmaßnahmen im internationalen Seeverkehr können nicht auf 

das nationale Minderungsziel angerechnet werden. (BMUB 2014, S. 42). Die im APK 

2020 angegebenen 0,6 Mt CO2-äq. sind daher nicht anrechenbar. 

3.4 Quellsektor Wärmebereitstellung im Gebäudebereich 

Ausgangslage MMS: Im Jahr 2012 werden 793 TWh an Endenergie für die gebäude-

bezogene Wärme in den Sektoren Haushalte und Gewerbe/Handel/Dienstleistungen 

(GHD) bereitgestellt. Davon entfallen 572 TWh auf den Wärmeverbrauch in Wohnge-

bäuden und 221 TWh auf Nichtwohngebäude des Sektors GHD. Fast die Hälfte der 

gesamten Wärmeversorgung erfolgt durch Erdgas, ein Viertel durch Heizöl. (UBA 

2015, S. 108f.) Bezüglich der Emissionen werden nur Angaben zu Haushalten ge-

macht. Diese emittieren in 2012 insgesamt rund 95 Mt CO2-äq., davon 52 % aufgrund 

des Gas- und 41 % aufgrund des Ölverbrauchs. (UBA 2015, S. 114) 

Erwartete Entwicklung im MMS: Bis 2020 sinken die Emissionen um knapp 18 Mt CO2-

äq. auf rund 77 Mt CO2-äq. ab (UBA 2015, S. 114). Gemäß dem MMS tragen die Öko-

Design Richtlinie sowie die Energieeinsparverordnung (EnEV) zwischen 2015 und 

2020 zu etwa 57 % der fossilen Brennstoffeinsparungen bei. Weitere 40 % werden 

jeweils hälftig durch das EEWärmeG und die KfW-Programme initiiert. (UBA 2015, S. 

111) Das gesamte Bündel an Maßnahmen führte kumuliert im Haushaltssektor insbe-

sondere zu einem Rückgang an Öl und einer gleichzeitigen Steigerung von erneuer-

baren Energien (UBA 2015, S. 112). Es wird im Zeitraum 2015 bis 2020 von einem 

Rohölpreis von 93 US $ ausgegangen. Auch hier spielt der Wechselkurs eine gewich-

tige Rolle; er wird im Szenario mit 1,33 US $/€ unterstellt. (UBA 2015, S. 36, 41f.)(UBA 

2015, S. 36, 2015, S. 42) 

3.4.1 Maßnahmen zum „klimafreundliches Bauen und Wohnen“ 

Aktueller Stand: Die unter der Federführung des BMUB noch zu entwickelnde Strate-

gie soll die Belange der Energieeffizienz-Strategie Gebäude mit weitergehenden kli-

maschutzrelevanten Maßnahmen verbinden.  

THG-Emissionsminderung: Es werden Einsparungen im Umfang von 5,7 bis 

10 Mt CO2-äq./a erwartet. 

Bewertung: Aufgrund der noch nicht final ausformulierten Strategie kann an dieser 

Stelle keine Bewertung abgegeben werden. 

3.4.2 Effizienzmaßnahmen 

Aktueller Stand: Es ergeben sich aus den in NAPE und APK 2020 vorgestellten neuen 

bzw. erweiterten Maßnahmen Einsparpotenziale für den Gebäudebereich. Diese sind 
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- soweit bekannt - in der folgenden Tabelle mit ihrem Potenzial zur CO2- und Primär-

energieeinsparung bis 2020 aufgezeigt.  

 

Tabelle 3-3  PEV- und CO2-Einsparpotenziale im Gebäudebereich bis 2020 aufgrund von Maßnah-
men aus NAPE und APK 2020 (Zusammenstellung IZES auf Grundlage NAPE, APK 
2020) 

Maßnahme Programm 
PEV-Einsparung 

(PJ) 

Geplante CO2-
Einsparung  
(Mt CO2-äq.) 

Stand der  
Umsetzung 

Qualitätssicherung und Op-
timierung der bestehenden 
Energieberater 

NAPE 4,0 0,2 + 

Steuerliche Förderung von 
energetischer Sanierung 

NAPE 40,0 2,1 - 

Weiterentwicklung des 
CO2-Gebäudesanierungs-
programms 

NAPE 12,5 0,7 + 

Klimafreundliches Wohnen 
für einkommensschwache 
Haushalte 

APK 2020 k.A. 0,4 0 

Energetische Stadtsanie-
rung 

APK 2020 k.A. 0,6 – 1,2 + 

Klimaschutz in Kommunen APK 2020 k.A. 0,3 – 2 + 

Klimafreundliche Wärmeer-
zeugung 

APK 2020 k.A. 0,43 0 

Legende:    +  umgesetzt,    -  bislang nicht umgesetzt,    0  in Vorbereitung/Diskussion 

 

Um diese Ziele zu erreichen wurden sowohl im APK 2020 als auch im NAPE entspre-

chende Strategien und Maßnahmen zur kurz- und mittelfristigen Umsetzung formuliert. 

Außerdem hat die Bundesregierung eine „Energieeffizienzstrategie Gebäude“ entwi-

ckelt, die aufzeigen soll, wie bis zum Jahr 2050 eine Reduktion des Primärenergiever-

brauchs von 80 % erreicht werden kann (Prognos et al. 2015).  

Der Ölpreis entwickelte sich im Zeitraum Januar 2014 bis Ende September 2016 von 

rund 110 US $/bl auf 45 US $/bl mit Schwankungen in 2015 und 2016 zwischen 

28 US $/bl bis 66 US $/bl. (TESCON 2016b) Zwar sank der Wechselkurs auf rd. 

1,1 US $/€ ab. Dennoch entwickelten sich die Heizölpreise von über 80 €/ 100 Liter 

auf unter 50 €/ 100 Liter in 2016. (TESCON 2016a) Zusätzlich bestehen Anreize durch 

eine Austauschförderung, welche von der KfW im Programm 430 "Energieeffizient Sa-
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nieren - Investitionszuschuss" im Rahmen der Einzelmaßnahme "Erneuerung der Hei-

zungsanlage" vergeben wird. Im Austausch gegen einen Brennwertkessel werden 

10 % der Modernisierungskosten bis maximal 5.000 € pro Wohneinheit als Einmalzah-

lung erstattet. (KFW 2016) So hat der Absatz an Ölheizungen, insbesondere Öl-Brenn-

wert-Geräten, in 2015 gegenüber 2013 und 2014 um rund 15 % zugenommen. (BDH 

2016) 

THG-Minderungspotenzial: Aus den geplanten bzw. teilweise bereits beschlossenen 

Maßnahmen aus APK 2020 und NAPE ergibt sich insgesamt eine mögliche Absen-

kung der CO2-Emissionen um etwa 4,7 bis maximal rund 7 Mt CO2-äq./a bis 2020.  

Bewertung: Im Jahr 2014 wies der Gebäudebestand einen Verbrauch von rund 770 

TWh für die Raumheizung und WW-Bereitung auf. Das sind rund 13 % weniger als im 

Jahr 2008. Würde diese Dynamik bis zum Jahr 2020 beibehalten, so müsste in den 

verbleibenden 6 Jahren bis dorthin nochmals rund 11 % Wärmeenergie eingespart 

werden. Angesichts der Absenkung in den vergangenen Jahren erscheint dieses Ziel 

als nicht ganz unrealistisch. Wieviel dies allerdings an CO2-Einsparungen für den ge-

samten Gebäudebestand bringt, kann im Rahmen dieser Kurzstudie nicht ermittelt 

werden. Definitiv abzuziehen ist der geplante Minderungsbeitrag durch steuerliche 

Förderung von energetischen Sanierungen im Umfang von 2,1 Mt/a. Hier konnten sich 

Bund und Länder nicht einigen. Stattdessen soll das Gebäudesanierungsprogramm 

aufgestockt werden. (BMWi 05.05.2015) 

Zumindest aktuell nimmt die Nachfrage nach Ölheizungen wieder zu und somit gegen 

den erwarteten Trend im MMS. Dabei hat die aktuelle Entwicklung der Ölpreise einen 

entscheidenden Einfluss. Aber auch eine Förderung von Brennwertkesseln im CO2-

Gebäudesanierungsprogramm suggeriert, dass Ölheizungen ökologisch eine Alterna-

tive wären, obwohl klimafreundlichere Alternativen und Gebäudedämmung aufgrund 

der langen Einsatzzeit im Vordergrund stehen müssten.  

3.5 Übrige Quellsektoren der nicht-energiebedingten Emissionen: 

GHD & Industrie, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft und Abwas-

serbehandlung 

3.5.1 Landwirtschaft 

Ausgangslage MMS: Für die mit der Düngung, der Nutzung landwirtschaftlicher Böden 

sowie der Viehzucht einhergehenden Emissionen wird im Projektionsbericht für das 

Jahr 2012 eine Emission von knapp 69,5 Mt CO2-äq. ausgegeben. (UBA 2015, S. 156) 

Erwartete Entwicklung im MMS: Aufgrund leicht anwachsender Tierbestände sowie 

steigender Ernteerträge und Zwischenfrüchte wird mit einer Zunahme der Emissionen 

um 0,7 Mt CO2 bis 2020 gerechnet. (UBA 2015, S. 156) 
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Aktueller Stand: Im APK 2020 sind hierzu die folgenden Maßnahmen enthalten: 

Maßnahme 
Geplante CO2- 

Einsparung  
(Mt CO2-äq.) 

Stand der  
Umsetzung 

Novelle der Düngemittelverordnung;  
Reduktion der Düngemittelproduktion 

3,3 Mt CO2-äq.;  
zusätzlich bis zu 
2,5 Mt CO2-äq. im 
Sektor Industrie  

VO voraus-
sichtlich bis 
Ende 2016 

Ökolandbau 
0,3 – 0,55 

Mt CO2 

Leichte Ver-
besserung 
auf 6,5% 
(2015) 

Erhöhung Anteil Dauergrünland  
1 - 2  

Mt CO2-äq. 

seit der 
neuen EU-

Agrarförder-
periode bes-
ser gewor-

den 

Schutz der Moorböden 
1,5 - 3,4  

Mt CO2-äq. 

Nicht spezi-
fisch, einige 
Bundeslän-

der im Allein-
gang 

 

3.5.2 Abfallwirtschaft und Abwasserbehandlung (inkl. Abfälle bei GHD) 

Ausgangslage MMS: Die durch die Abfalldeponierung, Kompostierung, mechanisch-

biologische Abfallbehandlung sowie Abwasserbehandlung hervorgerufenen Emissio-

nen werden für 2012 mit 13,5 Mt CO2-äq. beziffert.  

Erwartete Entwicklung im MMS: Bis 2020 wird von einem Sinken der Emissionen auf 

etwa 8,7 Mt CO2-äq. ausgegangen. Der Grund hierfür liegt in der seit 2005 beendeten 

Deponierung von unbehandelten Abfällen, was bis 2020 gegenüber 2015 zu einer 

Emissionsminderung von über 40 % führt. Die Kompostierungsanlagen verzeichnen 

zwar einen Anstieg von 13 %, was mit 0,09 Mt aber vergleichsweise nur sehr geringe 

Auswirkungen hat. Die beiden anderen Emissionsquellen verbleiben in etwa auf glei-

chem Niveau. 
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Aktueller Stand: Im APK 2020 sind hierzu die folgenden Maßnahmen enthalten: 

Maßnahme 
Geplante CO2- 

Einsparung  
(Mt CO2-äq.) 

Stand der  
Umsetzung 

Umsetzung des Abfallvermeidungsprogramms 2013, Prüfung 
von Indikatoren und der Vorgabe von qualitativen Zielen sowie 
von Maßnahmen zur Wiederverwendung von Elektrogeräten 
und Sperrmüll 

1,85°Mt CO2-äq. 

- 

Weiterentwicklung der Verpackungsverordnung zu einem 
Wertstoffgesetz inkl. Einführung einer Wertstofftonne 

- 

Novellierung der Gewerbeabfallverordnung, inkl. stringenteren 
Getrennterfassungspflichten, Vorbehandlungsgebot für Sied-
lungsabfälle sowie Anforderungen an Sortieranlagen 

- 

Maßnahmen zur Förderung der mehrfachen Verwendbarkeit, 
der technischen Langlebigkeit sowie zur Wiederverwendung 
und gemeinschaftlichen Nutzung von Produkten; Unterstüt-
zung von gesellschaftlichen Initiativen hierzu (S. 44) 

- 

Minderung der Methanemissionen aus Deponien durch Belüf-
tung. Die bestehende Förderung im Rahmen der NKI-Kommu-
nalrichtlinie wird auf größere und mehr Deponien erweitert. 
Insgesamt eignen sich 200-300 der 400 Hausmülldeponien zur 
Stabilisierung. Ergänzend wird ein Projekt zur Information und 
Motivation der betroffenen Akteure aufgelegt. (S. 46) 

0,5 - 2,5 Mt  
CO2-äq. 

- 

 

3.5.3 Industrielle, nicht-energetische Emissionen 

Ausgangslage MMS: Im Jahr 2012 betrugen die gesamten THG-Äquivalente der sog. 

F-Gase (hierzu gehören die perfluorierten Kohlenwasserstoffe (FKW), die teilfluorier-

ten Kohlenwasserstoffe (HFKW) und Schwefelhexafluorid (SF6)) gut 12,86°Mt CO2-

Äquivalent. Daran haben die HFKW mit ungefähr 9,35°Mt CO2-Äquivalenten den größ-

ten Anteil, SF6.mit 3,3°Mt CO2-äq. den zweitgrößten. Die FKW machen mit ungefähr 

0,2°Mt CO2-äq. nur einen kleinen Anteil hiervon aus. (UBA 2015, S. 149–153) 

Erwartete Entwicklung im MMS: Bis 2020 wird im MMS sogar von einem Anstieg der 

Emissionen auf etwa 13,7 Mt CO2-äq. ausgegangen. Der Grund hierfür liegt in der prog-

nostizierten Zunahme der Emissionen an SF6. Diese steigen auf ungefähr 4,36°Mt 

CO2-äq. an, was mit der Entsorgung von mit SF6 befüllten Schallschutzfenstern begrün-

det wird. Diese bilden die bedeutendste Emissionsquelle für SF6 ist die. Diese Emis-

sionen steigen im MMS bis 2020 weiter an und stellen dann über 80 % der SF6-Emis-

sionen dar. Nach 2020 sollen die Emissionen aus Schallschutzfenstern im MMS als 
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Folge des Verwendungsverbots von 2007 stark abnehmen. Diese Zunahme an Emis-

sionen kann nicht durch die Minderungen bei den Emissionen der anderen F-Gasen 

kompensiert werden (UBA 2015, S149-153).  

 

Aktueller Stand: Im APK 2020 sind hierzu die folgenden Maßnahmen enthalten: 

Maßnahme 
Geplante CO2- 

Einsparung  
(Mt CO2-äq.) 

Stand der  
Umsetzung 

Umsetzung der EU-F-Gas-Verordnung (Nr. 517/2014) 

0,6°Mt  
CO2-äq. 

+ 

Diversifizierte vorbereitende und flankierende Maßnahmen zur 
wirkungsvollen und vorfristigen Umsetzung der F-Gas-Verord-
nung inkl. z.B. Stärkung der fachlichen Beratung, Aus- und 
Fortbildung sowie Förderung des verstärkten Einsatzes von 
nichthalogenierten Kältemitteln (wie CO2, Kohlenwasserstoffe) 
in der Fahrzeugklimatisierung, Transportkälte und in stationä-
ren Kälte- und Klimaanlagen. 

 

Verstetigung des Förderprogramms Kälte- und Klimaanlagen 
im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative in Unterneh-
men sowie regelmäßige Anpassung, Prüfung einer Aufsto-
ckung, der Einführung einer Beratungskomponente sowie ei-
ner Ausweitung auf mobile Anwendungen (S. 44f) 

 

 

3.5.4 Bewertung der Maßnahmen in den weiteren Quellsektoren 

THG-Minderungspotenzial: Diese Bereiche finden sich im APK 2020 und sollen insge-

samt CO2-Einsparungen von maximal 16,7 Mt bringen. Auffallend ist hier, dass nun 

endlich bereits existierende Maßnahmen und Verpflichtungen angegangen werden 

sollen, die bereits seit geraumer Zeit gelten, wie z.B. die Umsetzung das bereits 2013 

erlassenen Abfallvermeidungsprogramms oder die Umsetzung der europäischen F-

Gase-Verordnung aus dem Jahr 2014. Ein noch größerer Rückstand besteht bei der 

Umsetzung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Diese wurde bereits im Jahr 2002 

verabschiedet und soll u.a. dazu beitragen, den ökologischen Landbau zu stärken. 

Daher soll dieser auf 20 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche ausgeweitet werden. 

Im Jahr 2013, elf Jahre nach Verabschiedung der Nachhaltigkeitsstrategie, lag der An-

teil ökologisch bewirtschafteter Flächen gerade einmal bei 6,4 % (BMUB 2014), S. 60. 

Das gleiche „Engagement“ ist bei der Erhaltung von Dauergrünland zu finden. Hier 

sollen lediglich die bereits existierenden Beschlüsse der gemeinsamen Agrarpolitik 

umgesetzt werden, neue Maßnahmen zur THG-Reduktion finden sich hingegen nicht.  

In diesen Sektoren stellt sich die Frage, warum gerade das APK 2020 diese Potenziale 

heben können sollte, obwohl diese seit langer, teilweise bereits seit sehr langer Zeit 
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bestehen. Ein ordnungsrechtlicher Ansatz besteht trotz alledem und zwar mit der No-

velle der Düngeverordnung. Da diese jedoch voraussichtlich erst 2017 in Kraft treten 

wird, kann deren tatsächlicher Beitrag zur Vermeidung von THG-Emissionen erst in 

einigen Jahren bewertet werden.  
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